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Besetzt im Kalten Krieg

Unmittelbar  nach  Kriegsende  1945  begann der
Konflikt zwischen den beiden größten, bis dahin
verbündeten Siegermächten, nämlich den reichen
USA und der  kriegszerstörten Sowjetunion.  Ab
1946 lief dies unter dem Begriff „Kalter Krieg“.
Die  beiden  weiteren  Siegermächte  Großbritan-
nien und Frankreich waren kriegsgeschädigt von
Geldern  aus  den  USA  abhängig  und  deshalb
politisch zu deren Gefolge geworden,  auch bei
der militärischen Besetzung Deutschlands.

Im Bruch gemeinsamer Vereinbarungen ver-
fügten die USA, jede Siegermacht solle Schaden-
ersatzforderungen  für  Kriegsschäden  –  Repara-
tionen – nur aus ihrer deutschen Besatzungszone
entnehmen. Das führte dazu, dass in der sowjeti-
schen Zone in großem Stil Industrieanlagen und
Infrastruktur  wie  Eisenbahnstrecken  demontiert
und in die  Sowjetunion abtransportiert  wurden.
Hingegen hatten die drei Westmächte als Repa-
rationen weniger Interesse an Demontagen ohne-
hin veralteter oder verschlissener Materialien als
an nutzbarem geistigem Eigentum wie Patenten. 

Ab  1947  stellten  die  USA  mit  ihrem
„Marshallplan“ in  großem Stil  Wirtschaftshilfe
für  Großbritannien,  Frankreich  und  andere
kriegsgeschädigte  Gebiete  in  West-  und  Süd-
europa bereit. Vorbedingung der USA war, dass
sie  dort  Militärstützpunkte  aus  der  Kriegszeit
aufrecht erhalten oder neue einrichten konnten.
So kamen auch die westlichen Besatzungszonen
Deutschlands und Österreichs in den Genuss der
US-Gelder.  Dies  schuf  in  Deutschland  eine
dauerhafte  wirtschaftliche  Kluft  zwischen  den
westlichen  Zonen  und  der  sowjetischen  Zone,
der „Ostzone“.

Währungsreform. Im Bruch der  Vereinba-
rung,  die  Militärverwaltung  des  besiegten  und
verkleinerten Deutschlands gemeinsam zu betrei-
ben, führten die USA für die westlichen Besat-
überraschend neues  Geld  „D-Mark“  ein –  die  

„Währungsreform“.  Die  Sowjetunion  reagierte
ungeschickt und furchterregend mit der Zufahrt-
blockade West-Berlins, die sie fast ein Jahr auf-
recht erhielt. Die westalliierte Gegenmaßnahme,
die Zweimillionen-Stadt über eine „Luftbrücke“
zu versorgen,  erwies  sich  für  die  USA als  ein
beispielloses propagandistisches Geschenk, näm-
lich den Ruf als selbstlose Beschützer der Frei-
heit. Die Gräuel der Städtebombardierungen der
amerikanischen und britischen Luftwaffen noch
drei Jahre zuvor versanken aus dem Bewusstsein.

BRD  und  DDR.  In  der  Logik  des  Kalten
Krieges  wurde  Deutschland  1949  durch  eine
harte  Grenze  zweigeteilt.  Die  Besatzungszonen
der  USA,  Großbritanniens  und  Frankreichs  er-
hielten zusammen den Namen „Bundesrepublik
Deutschland“,  platzsparend  abgekürzt  „BRD“.
Ein halbes Jahr später folgte die Besatzungszone
der  Sowjetunion,  mit  dem  Namen  „Deutsche
Demokratische Republik“, abgekürzt „DDR“. 

So  war  mit  scheinbarer  innerer  demokra-
tischer Staatlichkeit die Realität der militärischen
Besetzung kosmetisch überdeckt, denn die neuen
Gebilde hatten zwar „Regierungen“, waren aber
völkerrechtlich  unverändert  Besatzungszonen,
also von außen geführte Militärdiktaturen. 

In der DDR stand eine kommunistische Ein-
heitspartei im Mittelpunkt. In der BRD hatte ein
alliierter Lizenzprozess neue politische Parteien
geschaffen, mit besatzungsloyalen Führungen. 

Österreich.  Ein  historischer  Seitenblick:
1955  verständigten  sich  die  Siegermächte  des
Zweiten Weltkriegs darauf,  dass  Österreich  mit
einem „Staatsvertrag“ seine Souveränität zurück
erhielt,  unter  der  Auflage  der  militärischen
Neutralität. Die gleiche Lösung für Deutschland,
von der Sowjetunion seit 1952 angestrebt, lehn-
ten die USA aber entschieden ab, mit propagan-
distischen  Vorwänden.  Dahinter  stand  aber  ein
strategischer  Grund:  Für  ihren  militärischen
Brückenkopf in  Europa gegen die  Sowjetunion
brauchten die USA zwingend das westdeutsche
Flachland, und sie brauchten den Hochseehafen
Bremerhaven als leistungsfähigen Transportweg
für  Nachschub  aus  den  USA.  Österreich  ist
Gebirgsland,  ohne  Hochseehäfen,  für  diesen
militärischen Zweck also wertlos. 

Westdeutschland  hat  hingegen  geografisch
eine  Alleinstellung:  Ohne  über  dieses  Land,
seinen Luftraum und seine Nordseehäfen frei zu
verfügen, kann keine Macht einen großen Krieg
in Europa erfolgversprechend führen und gewin-
nen.  Westlich gelegene Länder sind kein Ersatz,
denn in Richtung Osten wäre die Passage durch
Deutschland nötig. Weiter östlich gelegene Län-
der sind erst recht kein Ersatz, denn deren Häfen
liegen an der Ostsee oder dem Schwarzem Meer
– die engen Zufahrten lassen sich leicht sperren.

Berliner Mauer. Anders  als  der  BRD  mit
dem soziologisch geschickt operienrenden Besat-
zungsregime  der  USA,  gelang  es  der  DDR
niemals,  die  Akzeptanz  ihrer  Bevölkerungs-
mehrheit  zu  erringen.  Ursachen  waren  eine
totalitäre  Führung  nach  sowjetischem  Muster
und das starke wirtschaftliche Gefälle gegenüber
der  BRD.  Das  Ergebnis  war  eine  zunehmende
Fluchtbewegung aus der DDR in die BRD. Bis
1961  hatte  die  DDR  durch  diese  „Republik-
flucht“ ein Sechstel ihrer Bevölkerung verloren. 

Um  dieses  Ausbluten  zu  stoppen,  baute  die
DDR-Regierung  im August  1961  überraschend
ihre  Grenze  quer  durch  Deutschland  und  um
West-Berlin  herum  aus  zu  einer  militärisch
befestigten Sperre, fortan unter dem Oberbegriff
„Berliner  Mauer“ bekannt.  Durch  diese  propa-
gandistisch  verheerende  Maßnahme  konnte  die
DDR bis in die 1980er Jahre zwar eine gewisse
innere  wirtschaftliche  Stabilität  erreichen,  aber
naturgemäß nun gar nicht mehr die mehrheitliche
Bürgerakzeptanz  gewinnen,  zumal  angesichts
des  westdeutschen  Fernsehens:  Es  projizierte
täglich ein Sehnsuchtsbild von Lebensverhältnis-
sen in der BRD, deren Alltagsrealität die meisten
DDR-Bürger aber wegen der Ausreisebeschrän-
kungen nicht kennenlernen durften.

Neue Spielregeln aus Moskau. 1985, nach
Jahrzehnten  des  atomaren  Wettrüstens  und
Kalten  Krieges  mit  den  USA,  war  in  der
Sowjetunion  die  erstaunliche  Persönlichkeit
Michail  Gorbatschow  als  Generalsekretär  der
kommunistischen  Partei  an  die  Macht  gekom-
men. Er stieg einseitig aus dem Wettrüsten aus –
zunehmend gefährlicher und für die Sowjetunion
wirtschaftlich ruinös. 

Bei  einem  Gipfeltreffen  1986  bot  Gorbat-
schow  dem  US-Präsidenten  Ronald  Reagan
obendrein  an,  binnen  zehn  Jahren  alle  Atom-
waffen abzurüsten. Reagan lehnte ab. Das musste
er  wohl:  Es  ging  um viel  Geld  im  amerikani-
schen Militärhaushalt, dem größten der Welt.

Pershing-II. Ab  1984  hatten  die  USA in
Westdeutschland  –  und  nirgendwo  sonst  –
atomare Mittelstreckenraketen Pershing-II statio-
niert,  mit  der  damals  neuen  Technik  der  Ziel-
lenkung und der Reichweite  bis Moskau, Flug-
zeit rund zehn Minuten. Damit kam der Begriff
Enthauptungsschlag  ins  Gespräch,  also  der
Mordanschlag gegen die sowjetische Regierung,
so dass  die  USA Sieger  im Atomkrieg werden
könnten  [1].  Umgekehrt  –  gegen  die  US-
Regierung gerichtet – war dies der Sowjetunion
und  ist  auch  heute  Russland  nicht  möglich,
weder geografisch noch technisch. 

Die  US-Raketen  standen  offen  und  unge-
schützt  in  westdeutschen  Wäldern.  Als  höchst-
rangige  Ziele  wären  sie  im  Kriegsfall  in  den
ersten Minuten zerstört gewesen. Sie waren also
offensichtlich  nur  für  den  Erstschlag  geeignet:
„use  them  or  lose  them“  (benutze  sie  oder
verliere sie). Mit Verteidigung hatten sie nichts
zu tun.  Die Bevölkerungsmehrheit  lehnte  diese
Raketenstationierung ab, dennoch geschah sie.

Das  atomare  Duell. Daraufhin  erschienen
1985  erwartungsgemäß  sowjetische  atomare
Kurzstreckenraketen in der DDR und der Tsche-
choslowakei. Deren Zweck war offenbar, in einer
Krise im vorbeugenden Erstschlag die Pershing-
II-Stellungen und weitere amerikanische Militär-
basen in Westdeutschland zu zerstören. Die USA
und  die  Sowjetunion  standen  also  in  einem
Raketenduell  mit  dem  Anreiz:  „Wer  zuerst
schießt, hat gewonnen“. Mitteleuropa wäre zum
entvölkerten radioaktiven Dschungel geworden. 

Dabei  fatal  mitgeholfen  hätten  die  rund
5.000 Atomsprengköpfe, die die USA für diesen
Kriegsfall  in  Westdeutschland  lagerten,  kurze
Reichweiten,  für  salvenhafte  atomare  Feuer-
walzen  zur  Panzerabwehr  in  Westdeutschland,



offiziell propagiert als „Verteidigung“. Das US-
Heer übte dies in Osthessen, Schlagwort „Fulda
Gap“, Fulda-Senke, der panzergängige Gelände-
streifen  von  Thüringen  her.  Das  betroffene
Gebiet  wäre  durch  die  Plutoniumverseuchung
niemals  mehr besiedelbar.  Die  westdeutsche
Politik  hielt  dies  geheim. Erst  eine  bürgerliche
Friedensbewegung  legte  den  Vorgang  offen,
anhand offizieller Unterlagen des US-Heeres [2].

Der INF-Vertrag. In gemeinsamer Erkennt-
nis der irrwitzigen  Gefahrensituation beendeten
1987 Gorbatschow und Reagan einvernehmlich
ihr europäisches Atomraketenduell mit dem INF-
Vertrag  (Intermediate-range  Nuclear  Forces),
dem Verbot landgestützter Mittelstreckenwaffen.
2.600 dieser Geräte wurden verschrottet, darun-
ter Raketen SS-20 und SS-23 (Sowjetunion) und
Pershing-II  (USA).  Aufatmen,  Europa  war
wieder sicher. 

Öffnung der Berliner Mauer. Als Folge des
neuen  Denkens  in  Moskau  öffnete  sich  im
November 1989 unerwartet die Berliner Mauer.
Über die Jahrzehnte waren in den beiden weithin
gegensätzlichen Teilen Deutschlands zwei Gene-
rationen fast voneinander isoliert  aufgewachsen
und hatten ihre Lebensplanung in ihrer örtlichen
Realität  eingerichtet.  Die  Hälfte  der  damaligen
Bevölkerung  in  Deutschland  hatte  nie  etwas
anderes erlebt als zwei deutschen Staaten. 

Auf beiden Seiten sahen die  Menschen die
überraschende Öffnung der Berliner Mauer nach
45 Jahren als Befreiung von dem Alptraum der
atomaren Bedrohung und des Kalten Krieges.

Gesamteuropäische Friedensordnung. Die
Hoffnungen  der  Menschen  in  Ost  und  West
richteten  sich  auf  eine  gesamteuropäische
Friedensordnung,  am  besten  von  Lissabon  bis
zum Ural:  keine gegnerischen  Militärbündnisse
mehr,  Schlichtung  politischer  Streitigkeiten
gewaltfrei vor  Gerichten  statt  in  mörderischer
Selbstjustiz mit Kriegswaffen. Der organisatori-
sche  Rahmen  dafür  war  seit  1975  ost-west-
übergreifend  vorhanden:  Die  Konferenz  für
Sicherheit  und  Zusammenarbeit  in  Europa
(KSZE, ab 1994 OSZE).

So schien es auch selbstverständlich, dass die
Militärbündnisse des Kalten Krieges, die von den
USA  geführte  „NATO“  und  der  sowjetisch
geführte  „Warschauer  Pakt“,  vom  deutschen
Boden verschwinden würden, ebenso die Besat-
zungsmächte des Zweiten Weltkriegs. 

Tatsächlich  waren  die  Sowjetunion,  Groß-
britannien  und  Frankreich  bereit,  ihre  Besat-
zungstruppen abzuziehen und Deutschland seine
Souveränität zurückzugeben. Lediglich die USA
stellten eigenwillige Vorbedingungen. 

Ansonsten sollte  es  aber den beiden Teilen
BRD und DDR überlassen bleiben, wie sie das
Zusammenleben  im  Einzelnen  miteinander
organisieren  würden.  Historisch  lag  für  die
beiden verschiedenen Welten eine Konföderation
auf  Augenhöhe  nahe,  also  ein  Staatenbund.
Angesichts  der  großen  Unterschiede  in  der
wirtschaftlichen  und  sozialen  Struktur  und  im
unterschiedlich  entwickelten  Denken  der
Menschen in Ost und West war eine schnelle und
trotzdem harmonische Verschmelzung der beiden
Teile in  einem deutschen Staat mit einheitlichen
Regeln eigentlich für kaum jemand vorstellbar. 

Außer für einen ehrgeizigen westdeutschen
Politiker, der genau das im Sinn hatte, koste es,
was es wolle.
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Teil 1: Deutsches Fehlverhalten

In der internationalen Politik geht es darum, dass
souveräne  Staaten  ihre  nationalen  Interessen
gegeneinander abwägen und miteinander aushan-
deln, auch in Gegensätzen.  Deutschland ist  seit
1990 wieder souverän, als Zentralstaat mit demo-
kratischem Anspruch und in Europa sowohl wirt-
schaftlich einflussreich als auch militärisch-geo-
grafisch in einer Schlüsselposition. 

Das spezielle Problem ist, dass die souverä-
nen deutschen Regierungen seit  1990 bis heute
aus einer historischen Fehlentwicklung heraus in
der  Beziehung  zur  Sowjetunion  und  deren
Rechtsnachfolger  Russland  nicht  eigene natio-
nale Interessen wahrnahmen, sondern vorrangig
die einer ehemaligen Besatzungsmacht, nämlich
der  USA.  Und  dies  geschah  nicht,  indem  die
deutschen  Regierungen  offen  zu  ihrer  Fremd-
Parteinahme  standen.  Sondern  sie  folgten  US-
Wünschen – man muss es leider so sagen – in
verdeckter  Weise  durch  Lügen,  Täuschungen,
Rechtsbrüche und Verschweigen. Warum das so
war, mag dahinstehen. So schufen sie aber Tat-
sachen zu Lasten Russlands, die Folgen hatten.  

Die  Handlungskette. Hier  geht  es  darum
darzulegen, wie seit 1990 die westdeutschen und
dann  gesamtdeutschen  Regierungen  in  einer
Handlungskette von Fehlverhalten 

-  ausgehend  von  einem  anfänglichen  Ver-
trauensverhältnis  Gorbatschows  zu  einigen
westlichen Politikern

- die angestrebte gesamteuropäische Friedens-
ordnung blockierten,

-  so  die  NATO-Osterweiterung  erst  möglich
machten,

-  trotz  Staatsstreiches  in  der  Ukraine  2014,
bekanntermaßen  dort  starker  Korruption,
Mängeln  an  Rechtsstaatlichkeit,  Vertrags-
bruch und Minderheitendiskriminierung 

-  die  Bemühung  der  USA  förderten,  die
Ukraine  in  bilateraler  Vereinbarung  in  ihr
Militärsystem einzugliedern, es gezielt hoch-
zurüsten und dabei erklärte Sicherheitsinter-
essen Russlands zu außer Acht zu lassen,

-  so  dass  2022  ein  russisch-amerikanischer
Stellvertreterkrieg in der Ukraine begann.

Hier  sind  zehn  Glieder  dieser  Kette  herausge-
arbeitet,  mit  den  Zeitstempeln  1990  bis  2023.
Jeweils  ist  eine  Überlegung  angefügt,  welche
plausible  heutige Forderungen  der  russischen
Regierung an die  deutsche Regierung aus dem
Fehlverhalten zu erwarten sein könnten.

Bei Fortfahren mit der bisherigen deutschen
Politik ist – in Verbindung mit Fehlern auch der
russischen Seite  –  die  Eskalation des aktuellen
Kriegsgeschehens  auf  deutschen  Boden  pro-
grammiert. Der Ausweg liegt auf der Hand, dass
in  Deutschland  die  Fehler  eingestanden  und
zusammen mit Russland aufgearbeitet werden, in
Ehrlichkeit und dem Ziel des Friedens in Europa.

Drei einseitige deutsche Maßnahmen würden
zunächst den Ukrainekrieg kurzfristig beenden: 

(a) Einhaltung des Zwei-plus-Vier-Vertrags,
(b) Ende der deutschen Ukraine-Militärhilfe,
(c) Sperre des deutschen Hoheitsgebiets für
      Nachschubtransporte in die Ukraine.

Der erste Schritt dorthin ist,  sich die Kette des
deutschen politischen Fehlverhaltens der vergan-
genen drei Jahrzehnte klarzumachen. 

1. Westliche Ehrenworte 1990

1990 nach Öffnung der Berliner Mauer sah sich
die US-Regierung unter Präsident George Bush
senior  als  Sieger  des  Kalten  Krieges.  Er  war
nicht  bereit,  seine  Besatzungstruppen  und
Atomwaffen  aus  Westdeutschland  abzuziehen,
sondern stellte sogar die Bedingung, das gesam-
te Deutschland müsse Mitglied der NATO sein. 

Das erschien als eine absurde, aus der Zeit
gefallene  Zumutung,  gegen  den  überwältigen-
den Willen der Menschen in den beiden deut-
schen Staaten.  Aber Bush konnte sich vor Ort
auf  einen  Vertrauten  verlassen:  Der  westdeut-
sche  Bundeskanzler  Helmut  Kohl  sah  sich
ebenfalls als Sieger. Er hatte den persönlichen
Ehrgeiz, aktionsartig ein vereintes Deutschland
zu schaffen, und zwar durch Eingliederung der
DDR  in  seine  BRD,  ohne  deren  wesentliche
politische Veränderung. 

Offenbar  ging  Kohl  davon  aus,  die  DDR
„kaufen“  zu  können,  mit  der  Verlockung  der
dort  begehrten  westdeutschen  Währung  D-
Mark. Ob dieses Modell bei den Bürgern in Ost
und West Zustimmung fände und ob damit ein
historisch stabiler Staat entstehen könne, schien
kein  Thema.  Dies  verwundert  im  Rückblick,
denn Kohl war promovierter Historiker.

Schon ein Jahrzehnt lang hatte sich Kohl als
loyaler Erfüller von Wünschen der US-Regie-
rungen  bewährt,  voran  1983  mit  der  Durch-
setzung der Stationierung von US-Atomraketen
Pershing-II nur in Westdeutschland, dies gegen
den Mehrheitswillen seines eigenen Volkes. 

Auch  war  bekannt,  dass  der  sowjetische
Staatschef  Gorbatschow  zwar  die  Forderung,
„Gesamtdeutschland  in  der  NATO”  ablehnen
musste, dass er aber dringend Geld brauchte.

Genschers  Formel. Kohls  Außenminister
Hans-Dietrich  Genscher  erfand  und  veröffent-
lichte  am  31.  Januar  1990  die  Kompromiss-
formel [3], dass es 

„was immer im Warschauer Pakt geschieht,
eine  Ausdehnung  des  NATO-Territoriums
nach  Osten,  das  heißt,  näher  an  die
Grenzen der Sowjetunion heran, [...]  nicht
geben“ werde.

Der US-Außenminister James Baker übernahm
diesen Ansatz, indem auch er Gorbatschow am
9.  Februar  1990  zusicherte,  die  NATO  werde
„nicht einen Zoll“ [4a] nach Osten ausgedehnt. 

Im Vertrauen auf die Gültigkeit dieser Ehren-
worte verkaufte Gorbatschow im Laufe von 1990
für Gelder aus Westdeutschland die sowjetischen
Siegerrechte des Zweiten Weltkriegs: Er stimmte
nicht  nur  dem  Abzug  seiner  Truppen  aus  der
DDR zu, sondern auch der NATO-Mitgliedschaft
des  vereinten  Deutschlands  und  dem  Verbleib
von US-Truppen und US-Atomwaffen auf west-
deutschem Boden. 

Heute  ist  US-Militär  unter  dem  Etikett
NATO bis an die russischen Grenzen vorgerückt
– nur die Ukraine fehlt noch –,  und der Westen
behauptet,  eine  Zusicherung  an  Gorbatschow
„keine  NATO-Osterweiterung“  habe  es  niemals
gegeben, es existiere ja keine Vertragsform. Aber
zu dieser Zusicherung durch damalige westliche,
auch  westdeutsche  verantwortliche  Politiker
existieren  zahlreiche  Dokumente  und  Zeit-
zeugenaussagen [4b][5].

Hätte  Gorbatschow,  mit  seinem  Moskauer
Politbüro im Nacken, jemals zusagen können, er



werde  seine  Truppen  aus  der  DDR  abziehen,
ohne  dass  er  als  Gegenleistung  die  Sicher-
heitsgarantie des Westens für sein Land  hatte –
„keine  NATO-Osterweiterung“?  Also  zwischen
der  Sowjetunion  und  NATO-Gebiet  auf  Dauer
ein  mehrere  hundert  Kilometer  breiter  Sicher-
heitsgürtel osteuropäischer Staaten. 

Verbindliche  Ehrenworte. Die  nicht-
schriftliche,  ehrenwörtliche  Vereinbarungsweise
mit Bindungskraft völkerrechtlicher Verträge war
schon in früheren historischen Sonderfällen der
Rettungsanker:  Die  Heimkehr  tausender  deut-
scher  Kriegsgefangener  aus  der  Sowjetunion
1955 und die Lösung der Kuba-Krise 1962 – die
Welt  erstmals  am  Rande  des  Atomkriegs  –,
beides war nur durch Ehrenworte gelungen.

Hinter dem Konflikt steckt übrigens ein fun-
damentaler  Unterschied.  Das  im  Deutschen
übliche Motto „Ein Mann – ein Wort“ hat, einem
renommierten österreichischen Osteuropa-Exper-
ten folgend [6], in jenen Ländern – einschließlich
Russlands – die Bedeutung: „Mündliche Abspra-
chen sind mehr wert als schriftliche Verträge“. 

Gorbatschows  amerikanischer  Gesprächs-
partner  Baker  war  aus  seiner  landesüblichen
Erziehung  zum  siegreichen  Wettbewerb  ganz
anders sozialisiert: Mündliches ist unverbindlich.
„Nur die Schriftform zählt“ – denn nur die kann
man anschließend mit Juristenhilfe zum eigenen
Siegesvorteil in aller Ruhe umdeuten. 

Aber Genscher war in Halle aufgewachsen,
im Wirkungskreis von „Ein Mann – ein Wort“.
In seiner  Funktion  als  westdeutscher  Außen-
minister  und  ab  1990  gesamtdeutscher  Vize-
Bundeskanzler  war  sein  Wort  „keine  NATO-
Osterweiterung“ zwangsläufig ein Ehrenwort.

Anständiges  Verhalten:  Für  Gorbatschow
und  seine  Ehefrau  Raissa  war  Genscher  wohl
derjenige westliche Politiker, zu dem das innig-
ste  Vertrauensverhältnis  bestand.  Spätestens am
24. Januar 1990 – zu diesem Datum genauer im
nächsten Kapitel – muss Genscher klar geworden
sein,  dass  er  mit  seiner  kreativen  Formel  bei
Kohl  in  Ungnade gefallen war und dass  Baker
vom  US-Präsidenten  Bush  „zurückgepfiffen“
worden war. Die USA wollten sich also die Mög-
lichkeit  der  NATO-Osterweiterung  offenhalten
und würden die Gültigkeit anderslautender Zusi-
cherungen bestreiten. Genschers Bringschuld zu
seinem  Vertrauenspartner  Gorbatschow  und
ohnehin ein Gebot des Anstands wäre gewesen,
ihm diesen  Sachverhalt  vertraulich  mitzuteilen,
damit  er  seine  Schlüsse  daraus  ziehen  könnte.
Dies  versäumte  Genscher  offenbar.  Damit  lief
Gorbatschow in eine westliche Falle. 

Gorbatschow  hätte  ohne  weiteres  zum
Thema  Militär  in  Deutschland  den  USA  aus
eigenem Recht sagen können: „Wir gehen, wenn
Ihr geht. Wenn Ihr bleibt, bleiben wir auch.“ Alle
hätten es damals verstanden. Warum er es nicht
ohnehin  aus  eigenem  Antrieb  tat,  sondern
westlichen  Worten  vertraute,  ist  nicht  bekannt.
Fürchtete er, dringend benötigte Wirtschaftshilfe
der westdeutschen Regierung nicht zu erhalten?
Jedenfalls  hielt  Gorbatschow Wort  und zog bis
1994 einseitig sein Militär aus der DDR ab. 

Erstes  Fehlverhalten:  Die  deutschen  Regie-
rungen  behaupten  seit  1991  wahrheitswidrig,
Gorbatschow  habe  1990  keine,  insbesondere
auch  keine  westdeutsche  Zusicherung  „keine
NATO-Osterweiterung“ erhalten.

3

Vorstellbare russische Forderung aufgrund des
deutschen  Fehlverhaltens:  Unterlassung  des
Verstoßes gegen den Zwei-plus-Vier-Vertrag:

(a)  laut  Artikel  5  einschließlich  Protokoll-
notiz:  Verbot  der  Anwesenheit  von  NATO-
Einheiten  und -Material  auf  dem Gebiet  und
im Luftraum der Ex-DDR, da sonst das Sicher-
heitsinteresse  Russlands  als  Vertragspartei
nicht  gewahrt  ist;  zur  Kontrolle  die  Wieder-
einrichtung russischer Militärmissionen (ohne
Kampfauftrag) in der Ex-DDR,

(b)  laut  Artikel  3  Verbot  der  nuklearen
Teilhabe  Deutschlands  mit  Verweis  auf  den
Atomwaffensperrvertrag  NPT  von  1970;  die
einstige  Sonderregelung  „Rusk-Brief“  von
1968  [7]  für  das  westdeutsche  Besatzungs-
gebiet  wurde  mit  der  deutschen  Vereinigung
und  Souveränität  hinfällig.  Das  souveräne
Deutschland  ist  ein  reguläres  nicht-atomares
NPT-Mitglied ohne Sonderkonditionen.

2. Besuch in Camp David 1990

Dies  ist  offenbar  das  schwerwiegendste der
deutschen  Fehlverhalten,  die  letztendlich  zum
Ukrainekrieg  führten:  Drei  Wochen  nach  den
zusichernden  Ehrenworten  „keine  NATO-
Osterweiterung“ durch Genscher  und Baker  an
Gorbatschow  reiste  Kohl  zu  einer  Geheim-
besprechung mit US-Präsident Bush senior in die
USA in Camp David, am 24. Februar 1990. 

Inzwischen war klar, dass die US-Regierung
nicht vorhatte, die Zusicherungen Bakers an Gor-
batschow einzuhalten.  Baker war hierzu bereits
von seinem Chef Bush ausgebremst worden. 

Auch Genscher hatte wegen seiner Zusiche-
rungen an Gorbatschow bei  Kohl  Unwillen er-
zeugt.  Zu dem Gespräch mit  Bush nahm Kohl
ihn deshalb gar nicht erst  mit,  ein persönlicher
Affront,  denn  Genschers  amerikanischer  Amts-
kollege  Baker  durfte  bei  dem  Gespräch  dabei
sein.  Auch die  damalige DDR-Regierung unter
Ministerpräsident  Hans  Modrow  erfuhr  nichts
von den Weichenstellungen in Camp David. 

Kohls  geheime  Absprachen  gingen  darum,
für  sein  persönliches  Projekt  des  vereinten
Deutschland  unter  seiner  persönlichen  Führung
Bushs Zustimmung zu erhalten. Dafür war Kohl
bereit, nicht nur Gorbatschow, sondern auch die
mehrheitlich  für die  europäische  Friedensord-
nung  und  gegen Atomwaffen  eingestellten
Deutschen zu hintergehen,  im nationalen Inter-
esse der USA. Die harten Absprachen sind heute
offen nachzulesen im Wortprotokoll der Bespre-
chung  mit  Bush.  Die  US-Regierung  hatte  es
2009 zur Veröffentlichung freigegeben [8].

Sieg  im  Kalten  Krieg. Die  zentralen
Themen bei dem Camp-David-Geheimgespräch
waren  die  NATO und  deren  hohe  wirtschaft-
liche Bedeutung für die USA sowie die Frage,
warum die USA eigentlich unbedingt Atomwaf-
fen  in  Deutschland  haben  müssten.  Bush  mit
der  offensichtlichen  Sorge,  der  US-Militär-
haushalt könnte sinken, an Kohl gewandt [8]:

Bush: „Wir werden in Europa beteiligt blei-
ben.  Wir  stehen  unter  einigem Druck,  den
Umfang  der  US-Truppen  und  die  Militär-
ausgaben  zu  senken.  Wir  werden  gefragt:
Wer ist der Feind? (…) Aber wir werden in

Europa bleiben.  Es wird ein harter  Kampf
werden. (…) Das Konzept, dass Deutschland
in  der  NATO ist,  ist  absolut  entscheidend.
(…)  Wir  werden  weiterhin  US-Truppen  in
Deutschland und in Europa halten, trotz des
Drucks. (…) 

Was mir Sorgen macht, ist das Gerede,
dass  Deutschland  nicht  in  der  NATO
bleiben darf. Zum Teufel damit. Wir haben
uns durchgesetzt und sie nicht. Wir können
den  Sowjets  nicht  erlauben,  sich  aus  der
Niederlage den Sieg zu greifen. Wir haben
heute  in  unserem  Kongress  ein  wirres
Denken, Ideen wie diese Friedensdividende.
Wir können das in diesen unsicheren Zeiten
nicht tun“.

Bush  sah  sich  also  als  Sieger  des  Kalten
Krieges.  Die  für  die  Europäer  befreiende
„Friedensdividende“,  dass  der  Kalte  Krieg  zu
Ende war, denunzierte er als „wirres Denken“,
denn es störte Rüstungsgeschäfte der USA. 

Als die gefährlichste Konkurrenz zu seiner
NATO sah Bush  die  KSZE (ab  1994 OSZE),
also  die  schon  erwähnte  gesamteuropäische
Friedensordnung. Wiederum an Kohl gewandt:

Bush: „(…) Wir wollen nicht, dass der KSZE-
Gipfel  auf  Deutschland zentriert  wird  oder
ein Treffen wird,  das versucht, die Vollmit-
gliedschaft  Deutschlands  in  der  NATO  zu
unterminieren. (…) Ich bin sicher, Sie stim-
men mir zu, dass die KSZE nicht die NATO
ersetzen kann, als Kern der Abschreckungs-
strategie  des  Westens  und  als  die  grund-
legende  Rechtfertigung  für  US-Truppen  in
Europa“.

Damals  befanden sich 95 (!)  Prozent  der euro-
päischen  US-Militärstationierungen  in  West-
deutschland  [4d].  Über  deren  jederzeitigen
Einsatz  im  Zuge  behaupteter  „Selbstverteidi-
gung“  konnten  die  USA allein  entscheiden.  In
der KSZE/OSZE könnten sie das nicht, denn es
gäbe  keine  Begründung  mehr  für  fremde
Truppenstationierungen in den Mitgliedsländern.

Aber  wozu nach Ende des Kalten Krieges
noch  eine  „Abschreckungsstrategie  des
Westens“? Offensichtlich, damit der US-Militär-
haushalt hoch gehalten werden konnte und die
Rüstungsindustrie weiterlief, auf Kriegsniveau,
obwohl Frieden eingekehrt war. 

Atomwaffen  in  Deutschland. Noch  aus
den  Kontroversen  über  die  Raketenstationie-
rung im Jahrzehnt zuvor war bekannt, dass die
überwältigende Mehrheit der Deutschen in Ost
und West  Atomwaffen  verabscheut.  Kohl  war
dies bestens bekannt,  weil  er 1983 gegen den
westdeutschen Mehrheitswillen die Raketensta-
tionierung Pershing-II durchgesetzt hatte. Viel-
leicht hatte er damals als  nur Leiter der west-
deutschen  Besatzungsverwaltung  keine  andere
Wahl, um seinen Posten behalten zu können. 

Nun  sieben  Jahre  danach  erläuterte  Bush
gegenüber  Kohl  in  Offenheit,  wie  die  US-
Atomwaffen  in  Deutschland  für  einen  ganz
bestimmten Zweck gebraucht würden:

Bush: „Wir wissen, dass amerikanische Atom-
waffen ein wesentlicher Teil der US-Militär-
präsenz  in  Deutschland  sind.  Wenn  die
amerikanischen  Atomstreitkräfte  aus
Deutschland abgezogen werden,  dann sehe



ich  nicht,  wie  wir  irgendeinen  anderen
Verbündeten auf dem Kontinent überzeugen
können, diese Waffen zu dulden. Denn wenn
es eine Krise gibt, brauchen wir die atomare
Präsenz  in  Deutschland.  Unsere  Öffent-
lichkeit sieht die atomare Abschreckung als
den  Schutz  für  unsere  Jungs.  Ich  fürchte,
dass wir, wenn wir die Atomwaffen verlieren,
zuhause  den  Rückhalt  für  die  US-Truppen
unterminieren“.

Also ohne US-Atomwaffen in Deutschland kei-
ne  Finanzierung  von  US-Truppen  in  Europa
durch  den  US-Kongress,  denn  diese  Atom-
wafen  waren  nicht  dazu  da,  Deutschland  zu
„verteidigen“,  sondern  um im Kriegsfall  vom
Gegner  eingeschlossene  US-Truppen  in  Not-
retung herauszuhauen, und sei es durch Atom-
explosionen auf westdeutschem Boden. 

Das war nichts Neues – genau so hatte das
US-Militär  seit  den  1970er  Jahren  in  West-
deutschland  geübt,  wie  erwähnt  in  Osthessen,
nicht einmal geheim [2].  Aber die Vorstelung,
die USA als Schutzmacht könnten Atombomben
in  Westdeutschland  zünden,  war  so  monströs,
dass die Menschen nicht in der Lage waren, die-
se Tatsache zu glauben – es musste sich um eine
Propagandalüge aus Moskau handeln. 

Täuschungsmanöver. In dem Gespräch in
Camp David ging es aber besonders darum, den
sowjetischen  Staatschef  Gorbatschow  bei  den
kommenden Gesprächen über die deutsche Wie-
dervereinigung zu täuschen.  Hierzu zwei  Dia-
logstücke (Hervorhebungen hinzugefügt) [8]:

Kohl: „Die Sowjets könnten für eine begrenz-
te  Zeit  in  Deutschland bleiben,  wenn das
eine  Lösung  sein  könnte,  wenn  die  Zeit
begrenzt ist. Aber es darf nicht für längere
Dauer sein“.

Bush: „So dass wir nicht sagen: Alle Sowjets
müssen gehen,  und auch alle  US-Truppen
müssen Deutschland verlassen“.

Kohl: „(…) Sie müssen bleiben, selbst wenn
die Sowjets Deutschland verlassen“.

Bush:  „Die  deutsche  Vollmitgliedschaft  [in
der  NATO] ist  die  Voraussetzung  dafür,
dass  wir  US-Truppen  in  Europa  halten
können. Sie müssen das verstehen“. 

Kohl:  „Das  gefällt  mir  sehr.  Ich  möchte
Amerika in Europa, und nicht nur seine
militärische Präsenz“. 

Wer  in  Deutschland  hätte  zu  jener  Zeit  des
Hoffens  auf  die  gesamteuropäische  Friedens-
ordnung  solche  Aussagen  nicht  als  mit  deut-
schen  Interessen  unverträglich  bewertet?
Umfrageergebnisse darüber sind nicht bekannt,
denn  eine  solche Frage wäre zu  der Zeit in der
BRD und West-Berlin absurd gewesen, und in
der DDR sowieso. 

In  der  Annahme,  in  Vertraulichkeit  offen
reden zu können,  machte Kohl vor Bush kein
Geheimnis daraus, Gorbatschows benötigte Zu-
stimmungen buchstäblich kaufen zu wollen [8]:

Kohl:  „Gorbatschow  wird  seine  eigene
Sichtweise auf die NATO haben. (…) Es
wird Besorgnisse der Sowjets geben, über
ihre Sicherheit, wenn Deutschland in der
NATO bleibt. Und sie werden eine Gegen-
leistung  haben  wollen  (…).  Die  Sowjets
sind  beim  Verhandeln.  Aber  das  dürfte
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sich als eine Geldsache herausstellen. Sie
brauchen Geld“.

Bush: „Sie haben tiefe Taschen“.

Bei Kohls vermeintlich „tiefen Taschen“ voller
Geld ging es um westdeutsche Wirtschaftshilfe
für die Sowjetunion in Höhe von umgerechnet
rund 30 Milliarden Euro (Geldwert 2022, rund
zweitausend  Euro  pro  vierköpfige  Familie  in
Westdeutschland) – keinen Cent aus den USA. 

„Kein Bantustan“. Kohl erklärte Bush die
DDR  und  die  Einführung  der  westdeutschen
Währung D-Mark, die er für dort plante [8]:

Kohl: „(…)  Das ist das alte Industriegebiet
Deutschlands.  Die  DDR  wird  kein
Bantustan sein. In der Bundesrepublik gibt
es etwa 5.000 Unternehmen, die bereit sind,
in die DDR zu gehen. Dieser ökonomische
Aspekt  ist  der  drängendste  Aspekt  meiner
Probleme.“

US-Außenminister  Baker:  „Zur  Währungs-
union, was sind Ihre Pläne?“

Kohl: „Es muss schnell gehen. Die gesamte
Verbesserung  setzt  eine  Währungsreform
voraus. Dies bedeutet, dass wir das Geld-
system  der  Bundesbank  unterstellen
müssen.  Heute  gibt  es  in  der  DDR keine
Privatbanken,  aber  damit  kann  man
umgehen. Das ist eine echte Chance auch
für die Bundesrepublik.“ 

Die DDR also als Steinbruch zur  freien Verfü-
gung  und  als  Geschäftsgelegenheit  für  die
westdeutsche Wirtschaft geplant, und dieser Plan
nur  drei  Monate  nach  Öffnung  der  Berliner
Mauer bereits mit vollen Segeln im Wind. Sogar
der „Beitritt“ der DDR nach Grundgesetzartikel
23 war ausgetüftelt, Baker erwähnte dies [8]. 

NATO  statt  Friedensordnung. So  unter-
grub also die Regierung der überseeischen USA
die gesamteuropäische Friedensordnung, um ihr
Militärbündnis NATO zu erhalten, mit der offen-
sichtlich  unwahren  Behauptung,  es  bestände
nach  Ende  des  Kalten  Krieges  weiterhin  eine
Gefährdung von Osten her. 

Kohl machte sich zum Komplizen, indem er
– für sein Ziel der schnellen deutschen Wieder-
vereinigung – die amerikanischen Vorbedingun-
gen für die Wiedervereinigung übernahm, durch-
setzte und sogar bereit war, Gorbatschow hierfür
zu  bestechen  und  zu  täuschen.  Dies  erfolgte
gegen  deutsche  nationale  Interessen  und  im
Bruch von Kohls Amtseid,  den er nicht gegen-
über  der  Besatzungsmacht,  sondern  gegenüber
seinem Volk geleistet hatte.

Anständiges  Verhalten: Statt  der  Geheim-
bündelei wäre es Kohls Amtspflicht gewesen, die
US-Bedingung zur Kenntnis zu nehmen und sie
daraufhin  in  Deutschland  zum  öffentlichen
Thema  zu  machen,  für  die  Verhandlungen  mit
weiteren Teilnehmern des angekündigten  Zwei-
plus-Vier-Vertrages:  Wie  soll  das  Zusammen-
wirken von BRD und DDR und die Beziehung
zu anderen Staaten künftig geschehen?

Statt  solcher  Veröffentlichung startete  Kohl
am 24. Februar 1990 eigenmächtig und verdeckt
eine Ereigniskette im militärischen Interesse der
USA.  Auf  den  Tag  genau  32  Jahre  nach  dem
Geheimtreffen  in  Camp  David  marschierte
Russland  in die Ukraine ein.

Hätte  sich  jemals  ein  Staatschef  eines  anderen
europäischen  Landes  so  verhalten  wie  Kohl?
Verabscheute er sein Land?

Zweites  Fehlverhalten:  Die  Geheimdiplomatie
des  westdeutschen  Bundeskanzlers  Helmut
Kohl 1990 im Interesse der USA und im Bruch
seines Amtseids verhinderte die gesamteuropäi-
sche Friedensordnung und schuf die bösartige
Tumorzelle, aus der sich früher oder später  ein
neuer Krieg in Europa entwickeln musste.

Vorstellbare russische Forderung aufgrund des
deutschen Fehlverhaltens: 

Neuverhandlung  des  Zwei-plus-Vier-Ver-
trags  von 1990 mit  dem Ziel  eines  deutschen
Staatsvertrags  (nach  dem  Vorbild  Österreich
1955), denn die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen
waren  1990  auf  betrügerischer  Grundlage
erfolgt, zum Nachteil der Sicherheit Russlands.

3. Zwei-plus-Vier-Vertrag 1990

Bei  seiner  Besprechung  in  Camp  David  sah
Kohl ein Problem in der Forderung Polens, an
einer  Regelung  für  die  Zukunft  Deutschlands
beteiligt  zu  werden,  wegen  offener  Grenz-
fragen und Reparationsforderungen. Hierzu war
in  dieser  Besprechung  schon  vorgeklärt,  dass
die  vier  Siegermächte  des  Zweiten  Weltkriegs
dem 1945 besiegten Deutschland die Einheit und
Souveränität zurückgeben sollten, und zwar ohne
Beteiligung Polens [8].  Dies geschah unter  der
kosmetischen  Erlaubnis,  dass  die  beiden  deut-
schen  Besatzungsverwaltungen  BRD und DDR
mit  eigenen  Delegationen  mit  am Tisch  sitzen
durften,  also  den  Machtverhältnissen  entspre-
chend „Vier-(plus-Zwei)“-Verhandlungen. 

Den USA ging es aber vor allem darum, das
Thema  NATO aus  den  Verhandlungen  heraus-
zuhalten.  Für  diesen  Zweck  schien  es  eine
brilliante  Idee  der  US-Regierung,  den  Delega-
tionen  von BRD und DDR die  Festlegung der
Tagesordnung  für  die  Verhandlungen  zu  über-
lassen,  damit  sie  ausführlich  über  technische
Details der deutschen Vereinigung reden sollten
–  und  damit  nicht  über  die  NATO! In  diesem
Arrangement schien für die ganze Veranstaltung
die auf den Kopf gestellte Überschrift berechtigt:
„Zwei-plus-Vier“ statt „Vier-(plus-Zwei)“. 

Bei  der  Besprechung  in  Camp  David  im
Februar 1990 war diese Weiche bereits gestellt,
einschließlich der bizarren Namensgebung. Kohl
erläuterte Bush seinen Zeitplan [8]:

Kohl:  „Wir  sollten  das  Zwei-plus-Vier  in
diesem Jahr abschließen, vor dem KSZE-
Gipfel.“

Dieser  Gipfel  sollte  im  November  1990  statt-
finden. 

Blühende  Landschaften. Unter  wirtschaft-
lichem Druck und wegen massenhafter Auswan-
derung  von  DDR-Bürgern  über  die  nun  offene
Grenze in die BRD hatte die DDR-Regierung die
ursprünglich  für  Mai  1990 geplante  – erstmals
im westlichen Sinne freie und geheime – Wahl
ihres Parlaments Volkskammer vorverlegt auf den
18. März. 

Mit Geldströmen und Versprechen “blühen-
der Landschaften” hatte Kohl dafür gesorgt, dass
westlich  gesteuerte  Parteien  in  der  DDR  Fuß
fassten,  darunter  die  CDU (die  die  vorhandene
gleichnamige,  aber  kommunistisch  orientierte



DDR-„Blockpartei“  ersetzte)  und  zwei  CDU-
nahe  Neugründungen  (DSU,  DA).  In  der
Parlamentswahl errang diese Koalition „Allianz
für  Deutschland“  die  Mehrheit  in  der  Volks-
kammer.  DDR-Ministerpräsident  wurde  der
Jurist  Lothar  de  Maizière  (CDU)  Damit  hatte
Kohl  indirekt  die  DDR-Führung  übernommen,
mit seinem Ziel des vereinten Deutschlands. 

Eiliger Fahrplan. Präzise nach seinem Plan
wurde daraufhin im Juli 1990 die westdeutsche
Währung D-Mark auch die Währung der DDR. 

Im August 1990 folgte der Einigungsvertrag
zwischen  BRD  und  DDR.  Was  erfuhr  die  im
März 1990 gewählte DDR-Volkskammer vor Ab-
schluss  dieses  wichtigen  Vertrags  von  Kohls
heimlichen Absprachen in Camp David? 

Zwei-plus-Vier-Vertrag. Es  folgten  Ver-
handlungen  der  Außenminister  über  den  Zwei-
plus-Vier-Vertrag.  Über den  scheinbar  wert-
schätzenden, aber in Wahrheit ablenkenden US-
Winkelzug  „Zwei-plus-Vier“  statt  „Vier-(plus-
Zwei)“  war  bei  diesen  Verhandlungen  nur  die
BRD-Delegation unter Leitung des Außenmini-
sters Genscher informiert.  Die DDR-Delegation
unter  Leitung  des  DDR-Außenministers  und
Pfarrers  Markus  Meckel  war  letztlich  unter
BRD-Vorstellungen  ausgewählt,  ahnte  aber
nichts von den westlichen Vorverabredungen und
fand sich bei den Verhandlungen in einer Rand-
rolle;  Meckel  lehnte  eine NATO-Mitgliedschaft
des vereinten Deutschlands ab [9]. 

Der  Zwei-plus-Vier-Vertrag  wurde  am  12.
September 1990 in Moskau abgeschlossen. Dem
DDR-Gebiet innerhalb der NATO wies er einen
Sonderstatus zu: Dort keine Stationierung frem-
der  Truppen,  keine  Atomwaffen  und  Sonder-
regelungen  für  das  „Verlegen“  ausländischen
Militärs in dieses Gebiet. Also die Ex-DDR als
quasi-neutrale atomwaffenfreie Zone.

Dieser  Status  sollte  zugleich  die  Modell-
vorlage  sein  für  den  künftigen  militärischen
Status  der  absehbar  souverän  werdenden
osteuropäischen Staaten [4e]. Auch diese Verab-
redung bestreitet der Westen heute.

Die  geheimen  Vorabsprachen  Kohls  mit
Bush waren nicht nur der DDR-Delegation unbe-
kannt [9],  sondern auch der sowjetischen Dele-
gation. Damit ist aber im Rückblick die Frage zu
stellen, ob das Verhandlungsergebnis Zwei-plus-
Vier-Vertrag  auf  solcher  fraglichen  Grundlage
überhaupt gültig sein kann. Auch war in dem von
Kohl mit Autorität durchgezogenen Eiltempo der
deutschen  Vereinigung  ein  demokratischer,  die
Bevölkerung einbeziehender Klärungsprozess in
Deutschland  über  einen  künftigen  tragfähigen
gemeinsamen  Weg  von  BRD  und  DDR  –
gleichberechtigter Staatenbund oder harmonische
Verschmelzung?  –  zeitlich  gar  nicht  machbar,
zumal angesichts der großen strukturellen Unter-
schiede zwischen den beiden deutschen Staaten. 

Die  deutsche  Vereinigung  zeigt  sich  im
Rückblick eher als ein fremdgesteuerter Staats-
streich,  mit hochrangigen westdeutschen Unter-
stützern  und  der  zwangsläufigen  Folge  politi-
scher  Instabilität  in  Deutschland,  ausstrahlend
auf ganz Europa einschließlich Russlands.

Drittes  Fehlverhalten:  Durch  die  geheimen
Vorabsprachen zwischen BRD und USA erhiel-
ten die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen 1990 für
die Delegationen aus der Sowjetunion und der
DDR eine betrügerische Grundlage.
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Vorstellbare russische Forderung aufgrund des
deutschen Fehlverhaltens (siehe auch 2.): 

Neuverhandlung  des  Zwei-plus-Vier-Ver-
trags  von 1990 mit  dem Ziel  eines  deutschen
Staatsvertrags  (nach  dem  Vorbild  Österreich
1955), denn die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen
waren  1990  auf  betrügerischer  Grundlage
erfolgt, zum Nachteil der Sicherheit Russlands.

4. NATO-Osterweiterung 1997-2008

Im Juli 1991 löste sich das sowjetische Bündnis
Warschauer  Pakt  auf,  und  die  sowjetischen
Truppen  zogen  aus  Osteuropa  ab,  vorerst  mit
Ausnahme der DDR. Das amerikanische Militär-
bündnis  NATO  hatte  nun  damit  auch  formell
seinen Gegner verloren. Die US-Regierung war
aber  entschlossen,  die  NATO  gerade  deshalb
weiter  zu  entwickeln,  und  eine  Strategie  dafür
war vorhanden: die NATO-Osterweiterung.

Die NATO in Kurzvorstellung. Die NATO,
1949  gegründet  und  gestützt  auf  die  atomare
Abschreckung der USA, präsentiert sich als ein
Verteidigungsbündnis  und  eine  Wertegemein-
schaft  demokratischer  Staaten.  Deutsche Politi-
ker behaupten,  die NATO sei für Deutschlands
Sicherheit unverzichtbar. 

Der  genauere  Blick  offenbart  aber:  Der
NATO-Oberbefehlshaber in Europa ist immer ein
US-General, nämlich zugleich der Oberbefehls-
haber  der US-Truppen in Europa.  Sein Dienst-
herr ist nicht die NATO, sondern allein der US-
Präsident. 

Juristisch  ist  die  NATO  also  schlichtweg
eine  europäische  Fremdenlegion  des  US-
Präsidenten.

Wäre es nicht nach 73 Jahren an der Zeit zu
beginnen,  den  NATO-Oberbefehl  unter  den
Mitgliedsstaaten turnusmäßig zu wechseln? 

Erfüllt  die  NATO  ihre  eigenen  Werte-
ansprüche?  Die  europäischen  NATO-Staaten
(außer  Türkei)  haben  sich  der  Rechtsprechung
des Internationalen Strafgerichtshofs ICC in Den
Haag unterworfen, die USA nicht. Dies bedeutet
für US-Soldaten: „Ihr seid nicht an Kriegsrecht
gebunden“.

Zum  Verteidigungsbündnis:  Unter  Führung
der USA hat die NATO 1999 völkerrechtswidrig
Jugoslawien angegriffen, daraufhin die serbische
Provinz  Kosovo  abgespalten und dort eine US-
Militärbasis  installiert,  Camp  Bondsteel.  Die
USA selbst  haben  seither  etliche  völkerrechts-
widrige  Angriffskriege  geführt:  Afghanistan,
Irak, Libyen, Syrien. 

Erfüllen die NATO-Mitglieder Türkei, Polen
und  Ungarn  die  rechtsstaatlichen Mindest-
anforderungen  an  Demokratien?  Kritisiert  die
NATO also lautstark andere Staaten, ist aber in
eigener Sache blind? Sollten nicht die Mitglieds-
staaten  die  von  der  NATO propagierten  Werte
einhalten – oder aus dem Bündnis rausfliegen? 

„Beistandsgarantie“. Die  NATO  erweckt
das  weithin  geglaubte  Bild  einer  Beistands-
garantie – „Artikel 5“ – für ihre Mitgliedsstaa-
ten,  eine  Art  Vollkasko-Versicherung.  Noch im
Februar  2023 behauptete  der  US-Präsident  Joe
Biden vor großem Publikum in Warschau [10]: 

„Die  Selbstverpflichtung  der  Vereinigten
Staaten zum NATO-Bündnis und Artikel 5 ist
felsenfest (…) Ein Angriff gegen einen ist ein

Angriff  gegen  alle.  Es  ist  ein  heiliger  Eid,
jeden Zoll von NATO-Gebiet zu verteidigen.“ 

Nur: Eine solche Selbstverpflichtung existiert gar
nicht. Im Angriffsfall müsste die NATO zunächst
den  „Bündnisfall“  ausrufen,  einstimmig.  Sollte
dies  mit  den derzeit  30 Mitgliedern jemals  ge-
schehen,  reagiert  daraufhin  jeder Mitgliedsstaat
auf seine Art, wie der Wortlaut des Artikels 5 des
NATO-Vertrags  eindeutig  klarstellt  [11].  Eine
mitfühlende  Diplomatennote  wäre  als  Beistand
völlig ausreichend. Anders dürften die USA gar
nicht  NATO-Mitglied sein.  Der  US-Senat  hätte
sein Veto eingelegt, wie er es schon 1919 im Fall
des  Völkerbunds  getan  hatte:  Niemals  militä-
rische Verpflichtungen der USA! 

Das  gilt  besonders  für  Atomwaffen,  denn
deren  Einsatz  gefährdet  auch  ihre  Eigentümer.
Im  NATO-Vertrag  sind  Atomwaffen  nicht  er-
wähnt.  Die  beiden  atomaren  NATO-Mitglieder
Großbritannien  und  Frankreich  haben  klarge-
stellt: ihre Atomwaffen nicht unter NATO, son-
dern rein national. Ebenso dienen auch die US-
Atomwaffen ausschließlich den nationalen Inter-
essen der USA, aber die  Propaganda verbreitet
das – eben weithin geglaubte – Bild eines US-
„Atomschirms“ zum Wohl von NATO-Staaten. 

Wie kam es zu alledem? Mit Geldern aus
dem „Marshallplan“, als Wiederaufbauhilfe nach
dem Zweiten  Weltkrieg,  sicherte  sich  das  US-
Militär  in  europäischen  Staaten  eigene  Aufent-
halts- und Verkehrsrechte, allerdings auf Kosten
der Souveränität der betroffenen Staaten. 

Solche  Truppenpräsenz  ist  unabhängig  von
einer NATO-Mitgliedschaft,  und so braucht das
US-Militär  für  eigene Kriegsführung in Europa
gar  nicht  die  NATO  mit  ihren  umständlichen
Ritualen.  Stattdessen  erlaubt  das  allgemeine
Recht auf Selbstverteidigung den US-Truppen in
den Stationierungsländern  jederzeit eigene Mili-
tärhandlungen  nach  eigenem  Ermessen,  ohne
Erlaubnis der „Gastgeber“-Länder und trotzdem
völkerrechtlich legal. Inwieweit die Begründung
für die  Selbstverteidigung  stichhaltig  ist,  bleibt
dann  der  Zukunft  überlassen,  siehe  die  Stich-
worte „Golf von Tonkin“ zum Vietnamkrieg 1964
und „biologische Waffen“ zum Irakkrieg 2003.

Ein Beispiel für solche Eigennutzung ist der
deutsche Flugplatz Ramstein: Die USA verwen-
den ihn seit Jahrzehnten als Drehkreuz für ihre
nationalen  Kriege,  außerhalb  der  NATO  und
vielfach  auch  unter  Bruch  des  Völkerrechts  –
etwa  für  Drohnenmorde.  Aus  solcher  Befürch-
tung  erlauben  17  der  28  europäischen  NATO-
Staaten keine fremde Truppenstationierung, dar-
unter  Dänemark,  Tschechien,  Frankreich.  Auch
Deutschland kann in diesen Status gehen. 

Das Ende der Sowjetunion. 1991 hatten die
wirtschaftlichen Belastungen des Wettrüstens die
Sowjetunion innerlich so stark zerrüttet, dass sie
sich  Ende 1991 nach sieben Jahrzehnten selbst
auflöste.  Rechtsnachfolger  wurde  Russland,
unter Präsident Boris Jelzin. Die insgesamt 15
weiteren  Unionsrepubliken  wurden  unabhän-
gige und souveräne Staaten. Zusammen mit den
ehemaligen Warschauer-Pakt-Staaten Bulgarien,
Polen,  Rumänien,  Tschechoslowakei  und
Ungarn bildeten sie in Europa einen mindestens
600  km  breiten  Streifen  neutraler  Staaten
zwischen NATO-Gebiet und Russland.

Die Jahre nach  Auflösung der  Sowjetunion
1991  waren  geprägt  durch  wirtschaftliche  und
politische  Turbulenz  in  Russland.  Dortige  Oli-



garchen  und  westliche  Konzerne  eigneten  sich
einstiges  Staatseigentum  an.  Die  USA  unter-
stützten  den  russischen  Präsident  Jelzin  mit
umfangreicher Wirtschaftshilfe [4g].

Auf  intensives  Betreiben  der  USA wurde
Russland als Rechtsnachfolger der Sowjetunion
die  einzige  Sammeladresse  für  die  –  nun über
vier  souveräne  Staaten  (Russland,  Belarus,
Ukraine,  Kasachstan)  verteilten  –  sowjetischen
Atomwaffen [4f]. Warum nicht  alle vier Länder
zugleich atomar abgerüstet? Es wäre vermutlich
mit diplomatischer Bemühung möglich gewesen.
Das US-Ziel war aber, Russland zum alleinigen
erneuten atomaren Feindbild aufzubauen [4c].

Sonderfall  US-Außenpolitik. Tatsächlich
steht  seit  dem  Zweiten  Weltkrieg  die  Außen-
politik  der  USA unter  maßgeblichem  Einfluss
einer  Verflechtung  von  Militär  und  Rüstungs-
industrie.  Jenseits  ideeller  Propagandareden  ist
das  reale  Hauptziel  offensichtlich,  den  Militär-
haushalt  dauerhaft  auf  hohem Kriegsniveau  zu
halten. Voraussetzung für diesen Geldfluss ist ein
dauerndes  absolutes Feindbild,  das  den  US-
Bürgern lückenlos Furcht einflößt: Bis 1990 die
Sowjetunion,  dann  islamistischer  Terror,  heute
Russland, neu am Horizont China. 

Der  US-Militärhaushalt  ist  heute  dreimal
höher  als  der  Chinas,  zwölfmal  höher  als  der
Russlands.  So  ist  es  in  der  Tat  nicht  überra-
schend,  dass  die  Verbindung  von  Militär  und
Rüstungsindustrie  der  USA ein  starker  Macht-
faktor ist, innen- und außenpolitisch.

Im  Präsidentschaftswahlkampf  fließen  hun-
derte Millionen Dollar Industriespenden an jeden
der beiden Kandidaten. Wer auch immer Präsi-
dent wird, er ist seinen Spendern verpflichtet. So
haben die US-Präsidenten diesem Machtblock zu
gehorchen. Wäre Korruption solchen Ausmaßes
in den europäischen Demokratien vorstellbar?

Es geht um immense Geldsummen, vor allen
in  Kriegszeiten  [12]:  Im  Ersten  Weltkrieg  er-
reichten die US-Militärausgaben 1918 den Spit-
zenwert von 20% des Bruttoinlandsprodukts der
USA.  Nach  dem Krieg  fiel  er  zurück  auf  das
langjährige Vorkriegsniveau 1,5%, eine schwere
Absatzkrise für die Rüstungsindustrie. Der Zwei-
te  Weltkrieg  brachte  es  dann  1943  sogar  auf
40%, der  Koreakrieg 1951 auf  14%,  der  Viet-
namkrieg  1968  auf  10%,  die  „NATO-Nachrü-
stung“ 1984 auf 7%, die Kriegsfolge „Krieg ge-
gen den Terror“ (Afghanistan, Irak, Libyen und
Syrien) auf 6%. Seit 1941 war dieser Wert in den
USA niemals unter 4% gesunken [12], den  drei-
fachen Prozentsatz Deutschlands (2021: 1,3%).

Auserwähltes  Land? Weltweit  einzigartig
ist der Anspruch der USA, nach eigenem Ermes-
sen mit staatlichen Wirtschaftssanktionen in den
internationalen Handel einzugreifen,  allein oder
gemeinsam  mit  Gefolgsstaaten.  Das  heißt,  die
USA beanspruchen  –  völkerrechtswidrig  –  für
ihre nationalen Gesetze internationale Gültigkeit.
Dazu  passt  die  in  den  USA verbreitete  Auf-
fassung,  die  US-Verfassung  von  1787,  die
Constitution, gelte weltweit.

Eine  Besonderheit  unter  den  westlichen
Demokratien  ist  der  US-Auslandsgeheimdienst
CIA, der, frei von jeglicher demokratischer Kon-
ötrolle,  auf  Befehl  des  US-Präsidenten  –  und
gelegentlich  auch  eigenmächtig  –  Völkerrecht
bricht: militärische Angriffe gegen andere Län-
der,  Staatsstreiche  gegen  unliebsame Regierun-
gen,  Ermordung  straftaten-verdächtiger  Perso-
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nen. Im Klartext also ein Werkzeug des Staats-
terrorismus, jenseits von Rechtsstaatlichkeit. 

Dies  fiktiv  auf  deutsche  Verhältnisse  über-
tragen:  Der  Bundeskanzler  unterhält  zu  seiner
persönlichen Verfügung eine Terrortruppe ohne
demokratische  Kontrolle  und  ohne  strafrecht-
liche Verantwortlichkeit. Wohl unvorstellbar. 

Der US-Präsident von 1989 bis 1993, George
Bush senior, Kohls Gesprächspartner im Februar
1990, war in seiner früheren politischen Karriere
CIA-Direktor. Kohl dürfte dies gewusst haben.

Wiederaufbau  des  Feindbilds  Russland.
Nach  1990  hatte  Gorbatschow  vorgeschlagen,
die Sowjetunion solle Mitglied der NATO wer-
den. Sein Nachfolger Boris Jelzin wiederholte ab
1992  diesen  Vorschlag  für  Russland,  ebenso
Wladimir Putin 2000, wie er 2022 in seiner Rede
zum  Beginn  des  Ukrainekriegs  mitteilte  [13].
Alle drei Vorschläge fanden keine Resonanz. 

Aus einem klaren Grund: Die USA bemüh-
ten sich  für  die  Osterweiterung  der  NATO um
alle  erreichbaren  Staaten  –  nur  eben  nicht um
Russland.  Unter  dem  internen  Grundsatz
„Russland selbst  niemals   in   die  NATO!“  [4c]
steuerte die US-Regierung gezielt in einen neuen
Ost-West-Konflikt,  um  das  1990  verflogene
Feindbild  Russland  neu  aufzurichten.  Dieses
Feinbild  war  unverzichtbar,  um  vor  dem  US-
Kongress  den  Nicht-Abzug  des  Militärs  aus
Europa  zu  rechtfertigen  und  dem  sinkenden
Militärhaushalt wieder Auftrieb zu verschaffen.

Beziehung  Clinton-Jelzin. Der  russische
Präsident  Jelzin  war  seit  1992  im  Amt.  US-
Präsident  Bill  Clinton  kam 1993 ins  Amt.  Die
Beziehungen  zwischen  beiden  waren  anfangs
geradezu freundschaftlich. 

Clinton fand sich von seiner eigenen Politik
zur  NATO-Osterweiterung  gedrängt,  um damit
Militär  und  Rüstungsindustrie  in  den  USA zu
stärken. Jelzin bemühte sich, die russische Wirt-
schaft für den Westen zu öffnen, was bei der US-
Wirtschaft  naturgemäß  willkommen  war.  Die
Schattenseiten dieser Entwicklung waren zuneh-
mende  Korruption  in  Russland,  die  Bereiche-
rung privater „Oligarchen“ an russischem Staats-
vermögen, der sinkende Lebensstandard, militä-
rische Grenzkonflikte im Süden des Landes und
innerrussische Widerstände gegen Jelzin. 

Dennoch  war  die  Regierung  Clinton  ent-
schlossen, Jelzin bei den russischen Wahlen 1996
an der Macht zu halten, auch, um damit Clintons
Wiederwahl in  demselben Jahr  zu unterstützen.
Hier spielte das inneramerikanische Drängen auf
NATO-Osterweiterung eine wichtige Rolle.

Clinton  hatte  die  Erfahrung,  dass  Jelzin
immer  wieder  Geld  brauchte.  Wie  er  im März
1995 dem niederländischen Premierminister Wil-
lem Kok erklärte, rechnete er damit, im Tausch
gegen  Wirtschaftshilfe  an  Jelzins  Zustimmung
zur NATO-Osterweiterung zu kommen [4g]: 

„Es  wird  schwierig  sein,  aber  wenigstens
prinzipiell glaube ich, dass Russland gekauft
werden kann“ .

So  meldete  sich  Jelzin  beispielsweise  im  Mai
1996 bei Clinton [4h]:

„Bill,  für  meinen  Wahlkampf  brauche  ich
dringend  2,5  Milliarden  Dollar  Kredit  für
Russland“.

Clinton schickte das Geld. Jelzin brauchte es, um
Renten und Gehälter zu bezahlen. 

Allerdings  störte  sich  Jelzin  zunehmend daran,
dass  Clinton  Vereinbarungen  brach  und  voll-
endete  Tatsachen  schuf,  zum  Vorteil  der  USA
und zum Nachteil Russlands. 

So  musste  Jelzin  ab  1997  hilflos  zusehen,
wie die USA begannen,  ehemalige Gebiete des
Warschauer  Pakts  als  neue  NATO-Mitglieder
anzuwerben,  unter  Bruch  der  Zusicherung  von
1990: „keine NATO-Osterweiterung“. 

Warum die  NATO vergrößern?  Die  trei-
bende  Kraft  für  die  Erweiterung  der  NATO
waren  die  USA.  Aus  russischer  Sicht  drängte
sich die Frage auf: Warum? Was bezwecken die
reichen USA mit der Ausdehnung der NATO in
überwiegend arme östliche Länder? Offensicht-
lich  ging  es  darum,  Russland  zu  einem  Ver-
halten  als  neues  Feindbild  zu  provozieren,  um
damit den US-Militärhaushalt zu steigern, unter
der  Behauptung,  zum  Schutz  der  schwachen
NATO-Verbündeten  wären  die  US-Truppen  in
Europa nach wie vor unverzichtbar. Damit würde
dann eigene  Aufrüstung  der  USA und Verkauf
von US-Waffen nach Europa begründet. 

War das Fernziel der USA der Regimewech-
sel in Moskau? Um so die riesige Landfläche –
doppelt so groß wie die USA – und deren Reich-
tümer zu greifen und US-Militärbasen in Sibirien
zu errichten, gegen den neuen Gegner China?

Warum in die NATO? An eine Bedrohung
osteuropäischer Staaten durch das schwächelnde
Russland war 1997 nicht zu denken. Alle europä-
ischen Staaten waren zu der Zeit „von Freunden
umzingelt“. Niemand in Europa brauchte Vertei-
digung oder gar „atomare Abschreckung“, schon
gar  nicht  durch  eine  überseeische  Atommacht,
denn  Europa  hatte  bereits  drei  Atommächte:
Russland, Großbritannien und Frankreich.

Die  große  Beliebtheit  der  NATO  bei  den
Regierungen osteuropäischer Staaten kam aber
1997  gar  nicht  aus  Bedrohungsängsten,  son-
dern aus ganz anderer Quelle: Die Regierungen
erhofften  von  einer  NATO-Zukunft  einen
Geldregen aus den USA und Westeuropa, zumal
Korruption  in  allen  diesen  ehemaligen  „Ost-
block“-Ländern  mit  ihren  extremen  internen
sozialen Gegensätzen stark verbreitet ist. 

NATO-Russland-Grundakte. Aus  russi-
scher  Sicht  musste  es  betrügerisch  erscheinen,
dass die USA und die NATO 1997 behaupteten,
Zusicherungen  „keine  NATO-Osterweiterung“
habe es niemals gegeben, vielmehr – so die auch
heutige westliche Behauptung – habe Russland
1997  mit  der  NATO-Russland-Grundakte  [17]
der Erweiterung sogar ausdrücklich zugestimmt. 

Es lag damals in der Luft, dass die USA neue
Mitglieder in die NATO aufnehmen wollten, und
dies  war  in  der  NATO-Russland-Grundakte  an
zwei  Stellen  angesprochen  [17].  Aber  es  war
nichts  darüber  festgelegt,  um  welche  neuen
Mitglieder es sich handeln würde. Die westliche
Zusicherung von 1990 verbot  nur  die  NATO-
Erweiterung nach Osten. Eine NATO-Mitglied-
schaft beispielsweise von Ägypten oder Marok-
ko wäre nicht verboten gewesen.  Es war aber
auch klar, dass die USA sich nicht für Ägypten
oder  Marokko interessierten,  sondern  dass  sie
die  ehemaligen  Warschauer-Pakt-Staaten  und
Sowjetrepubliken im Visier hatten. 

Jelzin, mit  seinem Land damals von west-
licher  Wirtschaftshilfe  abhängig,  war  sich
bewusst,  dass  die  USA 1997  versuchten,  mit



Hilfe seiner Zustimmung zur NATO-Russland-
Grundakte  die  westlichen  Zusicherungen  von
1990  rechtlich auszuhebeln. Die Formulierun-
gen der Grundakte sind sprachlich unscharf. Die
Festlegung  gleicher  Sicherheit  für  alle  Teil-
nehmerstaaten  kommt  in  dem Text  nicht vor.
Jelzin sprach dazu 1997 Klartext [15]:

„Ich bin bereit,  eine Vereinbarung mit der
NATO einzugehen,  nicht  weil  ich  es  will,
sondern weil ich dazu gezwungen werde. Es
gibt gegenwärtig keine andere Lösung“.

Und weiter [15]: 
„Die  Osterweiterung sollte  sich  nicht  auf
ehemalige Sowjetrepubliken erstrecken. Ich
kann kein Dokument unterzeichnen, in dem
das  nicht  klargestellt  wird.  Besonders  die
Ukraine“. 

Aus  Jelzins  Sicht  war  also  die  westliche
Zusicherung von 1990 „keine NATO-Osterwei-
terung“  weiterhin  gültig.  Seine  zitierte  Erklä-
rung von 1997 [15] war ein zusätzlicher völker-
rechtlicher  Vorbehalt,  dass  Russland  jegliche
NATO-Erweiterung auf ehemalige Sowjetrepu-
bliken strikt ablehnt. 

Als sei dies alles nicht geschehen, fand kurz
darauf  1997  in  Madrid  ein  Gipfeltreffen  der
NATO-Mitglieder statt,  bei  dem die  Tschechi-
sche Republik, Ungarn und Polen zum Beitritt
in die NATO eingeladen wurden [16].  

Egal,  welche  Wünsche  Staaten  haben
mochten, die im Kalten Krieg unter sowjetischer
Kontrolle  gestanden  hatten:  Die  USA  und
Deutschland,  durch  die  Ehrenworte  von  1990
gebunden,  hätten  die  Aufnahme  dieser  Staaten
durch ihr Veto im NATO-Rat blockieren müssen.
Dies  war  ohne  weiteres  möglich,  denn  die
Entscheidungen mussten einstimmig fallen. 

 Anständiges Verhalten wäre gewesen, egal,
wie  die  USA im  NATO-Rat  stimmen  würden:
1997, noch unter Bundeskanzler Kohl, und dann
erneut  in  späteren  Jahren  und  unter  anderer
Führung hätte  die  deutsche  Regierung entspre-
chend dem Ehrenwort von 1990 die NATO-Ost-
erweiterung mit ihrem Veto verhindern müssen.
Einer Verstimmung der US-Regierung hätte  sie
das Ehrenwort entgegenhalten müssen. 

Jelzins  Nachfolger. 1999  setzte  der  68-
jährige  und  erkrankte  Jelzin  den  47jährigen
Wladimir  Putin  als  seinen  Nachfolger  ein.  In
dem Jahr griff die NATO – noch unter  Präsident
Clinton – völkerrechtswidrig Jugoslawien an, das
politisch auf Russland orientiert war. 

Putin bemühte sich anfangs um gute Bezie-
hungen  zum  Westen.  Im  deutschen  Bundestag
erhielt er dafür 2001 stehenden Beifall. Doch auf
die  in  Wellen  vordringende  NATO-Osterweite-
rung  reagierte  er  zunehmend  mit  Abgrenzung,
Autokratie  und  Aufrüstung.  Hatte  sich  Putin
verändert – oder die NATO? 

Jedenfalls gelang es den USA bis 2008, ihre
1990 funktionslos gewordene NATO nicht nur zu
erhalten,  sondern lückenlos bis  an die Grenzen
Russlands  und des verbündeten  Belarus  vorzu-
schieben.  War  es  unbegründet,  dass  Russland
dies als militärische Einkreisung durch die USA
wahrnahm? Als Endglied des Länderkranzes um
Russland herum fehlte nur noch die Ukraine. 

Die  NATO-„Rotation“. Etwa  gleichzeitig
mit der Einladung an die ersten drei Kandidaten
für  die  NATO-Osterweiterung  (Polen,  Ungarn
und  Tschechien)  war  1997  wie  erwähnt  die
NATO-Russland-Grundakte  [17]  verabschiedet
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worden, die festlegt, dass die NATO im einstigen
Warschauer-Pakt-Gebiet  nicht  „zusätzlich  sub-
stantielle Kampftruppen dauerhaft stationiert“ .

Den Begriff „dauerhaft“ umgeht die NATO
mit ihrer Praxis der „Rotation“: Das Personal auf
NATO-Militärbasen  in  den  ehemaligen  War-
schauer-Pakt-Gebieten wird etwa im Halbjahres-
takt ausgetauscht, und die NATO behauptet, dies
sei deshalb keine dauerhafte Stationierung. Russ-
land sieht darin – unbegründet? – einen Betrug.

Eine Analogie: Firma X unterhält im Staat Y
eine Niederlassung.  Personal und Ausrüstungen
wechseln von Zeit zu Zeit. Ist die Niederlassung
der Firma X im Staat Y dauerhaft oder nicht?

Deutschland  nimmt  seit  2016  an  dieser
„Rotation“  teil,  indem in  Litauen  eine  Panzer-
einheit  mit  500  Soldaten  stationiert  ist,  inzwi-
schen in der 13. Rotation [18]. Nicht dauerhaft?

Viertes Fehlverhalten: Die deutsche Regierung
unter Bundeskanzler Helmut Kohl  hätte  1997
im  NATO-Rat  ihr  Veto  gegen  die  NATO-
Osterweiterung einlegen müssen. Mit ihrer Ja-
Stimme  brach  sie  gegenüber  Russland  das
deutsche Ehrenwort von 1990. 

Die  Teilnahme  der  Bundeswehr  an  der
„Rotations“-Stationierung  von  NATO-Einhei-
ten  auf  ehemaligem  Warschauer-Pakt-Gebiet
verstößt  in  betrügerischer  Weise  gegen  die
NATO-Russland-Grundakte.

Vorstellbare russische Forderung aufgrund des
deutschen Fehlverhaltens: Die deutsche Regie-
rung  kehrt  zur  NATO-Russland-Grundakte
zurück,  indem sie  die  deutsche Teilnahme  an
der  Stationierung  von  NATO-Truppen  auf
ehemaligem Warschauer-Pakt-Gebiet beendet.

5. Bruch des Minsk-II-Abkommens 2015

Vor der Auflösung der Sowjetunion 1991 hat es
einen Staat  Ukraine in den heute beanspruchten
Souveränitätsgrenzen niemals gegeben. Dort be-
stehen seit rund einem Jahrhundert  gewaltsame
Spannungen zwischen im Westteil  überwiegend
ukrainischsprachigen  und  im  Ost-  und  Südteil
überwiegend  russischsprachigen  Bevölkerungs-
teilen.  Autonomiebestrebungen  reichen  zurück
bis in die Sowjetzeit. Ein Streitpunkt hierzu ist
auch die russischsprachige Halbinsel Krim. Das
Land Ukraine ist also gespalten. Die dezentrale
Struktur für den Zusammenhalt fehlt.

Seit 2002 versuchten die USA, die Ukraine
in die NATO zu holen. Aber 2008 lehnten Frank-
reich und Deutschland dieses Ansinnen offiziell
ab,  wegen Korruption  und mangelnder  Rechts-
staatlichkeit  in  dem  Land.  Formell  war  die
Ukraine allerdings eine Demokratie.

Brückenstaat. Seit  2010 war  der  Oligarch
Viktor  Janukowitsch  Präsident  der  Ukraine.  Er
bemühte sich, das Land wirtschaftlich und mili-
tärisch  neutral  zu  halten,  als  Brückenstaat
zwischen Russland und dem Westen.  Doch der
Westen – voran die  EU –  bedrängte  ihn 2014,
Position zu beziehen, pro EU gegen Russland. 

Die EU ist eigentlich eine zivile europäische
Wirtschaftsunion. Aber im Laufe der Jahre ent-
wickelte sie militärische Ambitionen und  verließ
ihren europäischen  Mittelpunkt, indem sie sich
zunehmend an die US-geführte NATO anschloss.
Dies  ging  soweit,  dass  der  EU-Rat  im  Januar

2023 eine  Erklärung zur  Zusammenarbeit  zwi-
schen  EU und NATO verabschiedete  [19].  Die
EU unterstützt  auch mit  Milliardenbeträgen die
westliche Bewaffnung der Ukraine – warum?

Am 21.  Februar  2014 erlitt  die  Hauptstadt
Kiew  einen  gewaltsamen  Staatsstreich,  unter
dokumentierten  ausländischen,  auch  US-Ein-
flüssen. In Demonstrationen kamen durch unbe-
kannte  Scharfschützen  rund  hundert  Personen
ums  Leben.  Präsident  Janukowitsch  wurde
vertrieben  und  durch  eine  neue,  auf  die  USA
ausgerichtete  ukrainische  Regierung  ersetzt.  In
die Rolle des Präsidenten kam in einem verfas-
sungswidrigen  Verfahren  der  Oligarch  Pedro
Poroschenko.  Ein  pro-russischer  Oligarch  war
also durch einen pro-amerikanischen Oligarchen
ersetzt worden. Der Tag dieses Staatsstreichs war
der eigentliche Starttermin des Ukrainekriegs.

Ausländische Besucher. Aktiv dabei waren
damals der US-Vizepräsident Joe Biden, dessen
Sicherheitsberater  Jake  Sullivan  und  die  stell-
vertretende  US-Außenministerin  Victoria
Nuland.  Sie  hatte  öffentlich  gemacht,  dass  die
USA  fünf  Milliarden  Dollar  in  die  Ukraine
investiert hätten,  um dort  „die Zivilgesellschaft
zu unterstützen“ [20]. Bidens Sohn Hunter erhielt
beim  Aufsichtsrat  eines  ukrainischen  Gas-
konzerns  einen  hochdotierten  Posten,  Monats-
gehalt  50.000  Dollar,  über  Jahre  hinweg  [21].
Hier  sei  angemerkt:  Diese  drei  maßgeblichen
US-Teilnehmer in der Ukraine 2014 führen heute
in ranghöheren Ämtern die US-Außenpolitik in
Richtung Europa: Joe Biden als Präsident, Jake
Sullivan  als  Nationaler  Sicherheitsberater  und
Victoria Nuland als Unter-Außenministerin.

Bei dem Staatsstreich 2014 war der damalige
deutsche Außenminister Frank-Walter Steinmeier
(heute deutscher Bundespräsident) persönlich in
der ukrainischen Hauptstadt Kiew aktiv, um die
ukrainische Zustimmung zu einem Assoziations-
abkommen mit der EU zu erreichen [22].

Sewastopol  (Krim). Die  Halbinsel  Krim,
seit 1783 zu Russland gehörig und bis heute mit
russischsprachiger  Bevölkerungsmehrheit,  war
1954  innersowjetisch  von  der  russischen  zur
ukrainischen  Sowjetrepublik  umgeschrieben
worden, aus Anlass eines historischen Jubiläums.
Nach Auflösung der Sowjetunion sollte 1992 auf
der Krim eine Volksabstimmung über die Unab-
hängigkeit von der Ukraine entscheiden, aber die
ukrainische  Zentralregierung  verhinderte  dies
[23]. Nach dem Staatsstreich von 2014 in Kiew
drohte die neue ukrainische Regierung,  den bis
2042  geschlossenen  Pachtvertrag  mit  Russland
über den Marinehafen Sewastopol auf der Krim
vorzeitig – zu 2017 – zu kündigen. Um diesen
Heimathafen ihrer Schwarzmeerflotte fürchtend,
gliederte Moskau einen Monat nach dem Kiewer
Staatsstreich  die  Krim  in  den  russischen  Staat
ein,  über  eine  manipulierte,  aber  im  pro-
russischen  Gesamtergebnis  unstrittige  Volks-
abstimmung  [23],  erklärt  als  demokratische
Selbstbestimmung des Volkes. 

Der  Westen  kritisiert  dies  als  rechtswidrige
Annexion. Im Völkerrecht besteht aber in der Tat
ein Konflikt  zwischen dem Selbstbestimmungs-
recht  der  Völker  und  dem Machtanspruch  von
Zentralregierungen, so auch in Serbien (Kosovo),
Spanien  (Katalonien),  Großbritannien  (Schott-
land)  und Italien (Venetien).  Allerdings:  In  der
UN,  die  das  Völkerrecht  maßgeblich  formt,
sitzen Zentralregierungen, nicht Völker.



Verbot  von  Russisch. Die  neue  ukrainische
Regierung  erklärte  Ukrainisch  zur  einzigen
Amtssprache des Landes,  gegen den Widerstand
der russischstämmigen Bevölkerung, ein Viertel
der Gesamtbevölkerung. Der Widerstand in zwei
mehrheitlich  russischsprachigen  Provinzen  im
ostukrainischen  Gebiet  Donbass  eskalierte  in
Waffengewalt.  Statt  aber  den  Konflikt nahelie-
gend politisch zu lösen – Dezentralisierung und
zwei Amtssprachen –, setzte die Kiewer Regie-
rung gegen die aufständische Region, also gegen
ihre  eigene  Bevölkerung,  Militär  ein,  mit  rund
13.000 Toten im Zeitraum 2014 bis 2018 [24]. 

Dies fiktiv auf deutsche Verhältnisse übertra-
gen:  Bayern verlangt von der Bundesregierung
größere Autonomie. Anstatt darüber zu verhan-
deln, befiehlt die Bundesregierung der Bundes-
wehr, bayerische Ortschaften zu bombardieren. 

Russland  bemühte  sich,  den  ukrainischen
Militäreinsatz  im  Donbass  auf  diplomatischem
Weg zu beenden, unterstützt von Frankreich und
Deutschland. Diese drei Staaten schlossen 2015
mit  der  Ukraine  das  UN-Abkommen  Minsk-II:
Waffenstillstand, Volksabstimmungen und Auto-
nomie  für  das  Donbassgebiet,  dieses  aber
weiterhin als Teil der Ukraine. Doch die Ukraine
setzte  keine  der  Vereinbarungen  um,  und  die
Garantiemächte  Deutschland  und  Frankreich
nahmen dies hin, scheinbar passiv, aber – wie im
Nachhinein bekannt wurde – durchaus absichts-
voll.  Ende  2022  bekannte  die  damalige
Bundeskanzlerin Angela Merkel: Das Minsk-II-
Abkommen „war der Versuch, der Ukraine Zeit
zu  geben.  Sie  hat  diese  Zeit  auch genutzt,  um
stärker zu werden, wie man heute sieht“ [25].

Gleichzeitig  rüsteten  aber  die  USA  und
Großbritannien  die  ukrainische  Armee  auf
NATO-Standard hoch (siehe Kapitel 7). 

Fünftes  Fehlverhalten:  Die  deutsche  Regie-
rung unter der Bundeskanzlerin Angela Merkel
brach ab 2015 vorsätzlich das UN-Abkommen
Minsk-II, also Völkerrecht, zum Nachteil Russ-
lands und der Ukraine.

Vorstellbare russische Forderung aufgrund des
deutschen  Fehlverhaltens:  Die  deutsche
Regierung
(a)  erkennt  den  eigenen  schuldhaften  Bruch
des Minsk-II-Abkommens an, 
(b) unterlässt die weitere Lieferung von Waffen
an die Ukraine und
(c)  untersagt  die  Nutzung  deutschen  Territo-
riums  und  Luftraums  für  den Transport  von
Waffen in die Ukraine.

6. US-Mittelstreckenwaffen 2021

2019 kündigte die US-Regierung nach 32 Jahren
den  INF-Vertrag,  mit  dem  sich  die  USA und
Russland  gegenseitig  landgestützte  Mittel-
streckenwaffen (Reichweiten 500 bis 5.500 km)
verboten.  Die  Begründung  war  die  angebliche
russische  Verletzung  des  Vertrags  durch  einen
neuen Typ von Cruise Missile. Russland bestritt
dies und hielt dagegen, die USA verletzten den
Vertrag durch eine Raketenstation in Rumänien,
die auch Mittelstrecken-Cruise-Missiles (Flügel-
bomben)  Tomahawk abfeuern könne. Im Hinter-
grund  spielte  eine  Rolle,  dass  China,  nicht
Mitglied  des  INF-Vertrags,  gleich  zwei
Baumuster  landgestützter  Mittelstreckenwaffen
im Einsatz hatte, ohne hinderndes Verbot. 
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Dark Eagle. Unmittelbar nach Wirksamkeit der
INF-Kündigung im Herbst 2019 begannen in den
USA  Entwicklungen  konventionell  bestückter
landgestützter  Präzisionswaffen  mit  Mittel-
streckenreichweiten,  dabei im Vordergrund vor-
handene  Cruise  Missiles  Tomahawk  der  US-
Marine, zu einer Landversion Typhon modifiziert
(Reichweite 1.600 km, Flugdauer ca. 2 Stunden)
[26],  und  als  Innovation  Hyperschallraketen
LRHW (Long Range Hypersonic Weapon) alias
Dark  Eagle  (2.700  km,  Flugdauer  ca.  10
Minuten) [27]. Es handelt sich um die konven-
tionelle Modernisierung der Pershing-II-Raketen
der  1980er  Jahre,  vom  selben  Hersteller.  Ein
gegenüber Dark Eagle mobileres und technisch
noch moderneres Baumuster OpFires (1.600 km)
ist zusätzlich in den USA in Entwicklung [28]. 

Mittelstreckenraketen  in  Hyperschalltechnik
(also schneller als fünffache Schallgeschwindig-
keit)  sind  nach  dem  Stand  der  Technik  nicht
abwehrbar, infolge ihrer hohen Geschwindigkeit
und schlängelnd geführter Flugbahnen am Rand
der Atmosphäre, in dieser geringen Flughöhe erst
kurz vor dem Einschlag vom Radar entdeckbar.

Hingegen  sind  Cruise  Missiles  wie  Toma-
hawk nur mit der Geschwindigkeit von Verkehrs-
flugzeugen  unterwegs,  also  zu  langsam,  um
moderne Flugabwehr zu durchdringen, und ihre
langen  Flugdauern  über  größere  Entfernungen
machen  sie  untauglich  für  minutenschnelle
Überraschungsangriffe. 

Wiesbaden und Grafenwöhr. Die Truppen-
einführung  von  sowohl  Typhon  als  auch  Dark
Eagle ist für den Herbst 2023 angekündigt. Die
Bedieneinheiten sind bereits seit 2021 stationiert,
in  Deutschland,  in  einer  neu  geschaffenen US-
Heeresstruktur  MDTF (Multi-Domain  Task
Force)  [29]  für  die  Präzisions-Fernartillerie,
dabei die Zielplaner in Wiesbaden und die Feuer-
einheiten im nordbayerischen Grafenwöhr. Welt-
weit  existieren  nur  zwei  MDTF-Einheiten,  die
erste  in  den  USA,  die  zweite  in  Deutschland.
Wie schon in den 1980er Jahren ist wiederum die
Fähigkeit  der  US-Mittelstreckenraketen  im Ge-
spräch, einen Enthauptungsschlag, also Mordan-
schlag gegen die russische Regierung zu führen,
nun konventionell, mit geringen Begleitschäden.

Moratorium. Die  russische  Regierung
erklärte  im  Dezember  2020,  sie  verzichte  ein-
seitig auf landgestützte Mittelstreckenwaffen und
fordere  die  USA auf,  sich  diesem Moratorium
anzuschließen,  also  solche  Waffen  nicht  zu
stationieren  [30].  2021  erklärte  die  Moskauer
Regierung,  selbst  landgestützte  Mittelstrecken-
raketen nicht zu besitzen [31].  Aber die Regie-
rung  in  Washington  lehnte  das  Moratorium
ohne  Begründung ab.  Auch blieb  unverständ-
lich, warum die NATO auf ihrem Gipfeltreffen
im  Juni  2021  den  russischen  Moratoriums-
vorschlag brüsk vom Tisch wischte, als „nicht
glaubwürdig und nicht akzeptabel“ [32].

Tatsächlich  ist  bis  heute  kein  Baumuster
einer  russischen  landgestützten  Mittelstrecken-
rakete  bekannt.  Ein  technisch  prinzipiell
ähnliches  Hyperschall-Baumuster  ist  Iskander,
allerdings mit der Reichweite unter 500 km.

Ansonsten verfügt Russland über seegestütz-
te  Cruise  Missiles  Kalibr mit  Mittelstrecken-
reichweite, die prinzipiell auch von Land starten
könnten. 

Gleiche  Sicherheit. Im  Dezember  2021  legte
Russland  den  USA  und  den  NATO-Staaten
Vertragsentwürfe  zu  gleicher  gegenseitiger
Sicherheit  vor [33]:  Keine weitere  NATO-Aus-
dehnung, keine Systeme von Angriffswaffen an
den  russischen  Grenzen  und  Rückkehr  der
osteuropäischen  Staaten  in  den  Zustand  von
1997,  sprich:  dort  keine  ausländischen  Militär-
stützpunkte. Im  Januar  2022  lehnten  die  USA
und  die  NATO  nicht  nur  die  die  russischen
Vertragsentwürfe  ab,  sondern  sie  verweigerten
sogar Verhandlungen darüber [34].

„Effektivstärke”. Auf eine Anfrage aus dem
Bundestag  zur  Stationierung  von  US-Mittel-
streckenwaffen  in  Deutschland  antwortete  die
Bundesregierung im Juni 2022, ihr seien solche
Absichten  der  USA  nicht  bekannt  [35];  im
übrigen  hätten  die  USA aufgrund  eines  „Ver-
trags” aus dem Jahr 1954 das Recht zu Waffen-
stationierungen  in  Deutschland  ohne  Genehmi-
gung  der  deutschen  Regierung,  wenn  dadurch
nicht  ihre  „Effektivstärke”  erhöht  würde.  Die
westdeutsche  Besatzungsverwaltung,  „Bundes-
regierung“  genannt,  war  aber  1954  mangels
Eigenständigkeit  rechtlich  nicht  in  der  Lage,
Verträge abzuschließen, und schon gar nicht im
Namen  Deutschlands;  bei  dem  genannten
„Vertrag“ handelte es sich lediglich um die rein
kosmetische, sachlich nicht erforderliche Bestä-
tigung  westdeutschen  Gehorsams  gegenüber
einem westalliierten Besatzungsbefehl.

Sechstes  Fehlverhalten:  Die  deutsche  Regier-
ung  duldet  die  Stationierung  der  Führungs-
und  Einsatzstruktur  neuer  US-Mittelstrecken-
waffen  auf  deutschem  Boden  und  behauptet,
die USA hätten aufgrund von „Verträgen“ aus
der Besatzungszeit das Recht zur Stationierung
in  Deutschland.  Auch  verstößt  die  Präsenz
solcher  Waffen  und  Zubehör  in  Deutschland
gegen  den  Zwei-plus-Vier-Vertrag  von  1990
und die NATO-Russland-Grundakte von 1997.

Vorstellbare russische Forderung aufgrund des
deutschen  Fehlverhaltens:  Die  deutsche
Regierung untersagt die Anwesenheit und den
Durchtransport  von  Mittelstreckenwaffen  und
deren  Kommando-  und  Betriebsstruktur  auf
deutschem Boden. 

7. Kriegserklärung aus Kiew 2021

Am  24.  Februar  2022  begann  der  russische
Angriff auf die Ukraine. Präsident Putin blieb der
Öffentlichkeit aber schuldig, einen nachvollzieh-
baren  legalen  Anlass  für  den  Angriff  zu  dem
Zeitpunkt zu benennen. Der Angriff ist also als
völkerrechtswidrig  einzustufen,  bis  vielleicht
zum Beweis des Gegenteils.

Der Weg in den Krieg.  Tatsächlich begann
der Weg in den Ukrainekrieg mit dem dortigen
Staatsstreich 2014. Begründet mit der russischen
„Krim-Annexion“, begannen daraufhin die USA
und  die  NATO  eine  starke  Aufrüstung  der
Ukraine.  In  ihrer  achtjährigen  Dauer  nahm die
westliche  Öffentlichkeit  dies  kaum  wahr,  aber
die ausschnittweise Chronik beeindruckt doch im
Rückblick:

Seit 2014 bildeten die NATO-Staaten zehn-
tausende ukrainische Soldaten aus,  wie NATO-
Generalsekretär Jens Stoltenberg 2022 offenlegte
[36].  Seit  April  2015 trainierten  etwa 300 US-
Luftlandesoldaten in  der Ukraine Einheiten der



dortigen  Nationalgarde  nach  westlichen  Stan-
dards [37]. 2015 übte die US-Marine im Rahmen
des Manövers „Sea Breeze“ zusammen mit der
ukrainischen  Marine  im  Schwarzen  Meer
Abriegelungsoperationen  auf  See  [37].  2017
erhielten  die  USA von der  Ukraine  Nutzungs-
rechte an einem Marinestützpunkt am Schwarzen
Meer  (Ochakiv  Naval  Base),  und  ukrainische
Schwarzmeerhäfen wurden für  Schiffe  der  US-
Marine  tauglich  gemacht  [38]. 2020  flogen
amerikanische atomare Fernbomber vom Typ B-
52 zusammen  mit  ukrainischen  Kampfflug-
zeugen über der Ukraine [39]. Seit 2020 beliefer-
ten  die  USA  die  ukrainische  Armee  mit
modernen  Panzerabwehrraketen  vom  Typ
Javelin [40].  In  Deutschland  stationierte  US-
Heeressoldaten  (Joint  Multinational  Training
Group  –  Ukraine  [41])  bildeten  ukrainische
Soldaten an den amerikanischen Waffen aus. Im
Mai 2021 nahmen ukrainische Artillerietruppen
an einem NATO-Manöver in Polen teil [42]. Im
September  2021  fand  auf  ukrainischem Boden
ein  Militärmanöver  statt,  mit  Truppen  aus  der
Ukraine,  den USA und  anderen  NATO-Staaten
[43].  Schließlich schlossen  im November  2021
die  USA und  die  Ukraine  eine  „Charta  über
strategische Partnerschaft“ ab [44]. 

Die  ukrainische  Kriegserklärung. Wohl
unter  gestärktem  Selbstbewusstsein  durch  die
westliche Aufrüstung, erteilte am 24. März 2021
der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj
seiner  Armee  öffentlich  den  Befehl,  die  Krim
zurück zu erobern [45]. Zwar international um-
stritten, war doch aber die Krim seit 2014, also
bereits sieben Jahre lang russisches Staatsgebiet.
Was war dieser Rückeroberungsbefehl Anderes
als eine Kriegserklärung der Ukraine an Russ-
land?  Mit  dem Befehl  hatte  sich  die  Ukraine
zum  Angreifer gemacht,  und  Russland  war
damit  völkerrechtlich  in  den  Krieg  mit  der
Ukraine geraten. So wäre es also nachvollzieh-
bar  gewesen,  dass  Russland  in  den  folgenden
Wochen  oder  Monaten  die  konkrete  Verteidi-
gung  der  Krim  vorbereitete,  um  bei  ukraini-
schen Angriffen vor Ort reagieren zu können. 

Mindestens  die  Minsk-II-Vertragsparteien
Deutschland und Frankreich hätten Selenskyjs
Befehl  als  Provokation  zurückweisen  und  die
Rücknahme verlangen müssen: Nicht nur, dass
die  Ukraine  durch  ihre  Kriegsführung  im
Donbassgebiet  laufend  den  Minsk-II-Vertrag
brach,  sondern nun auch noch die eigenmäch-
tige Eröffnung einer Kriegsfront zur Krim, also
direkt  gegen Russland.  Aber  Deutschland und
Frankreich  blickten  weg,  als  sei  nichts
geschehen.  Sie  setzten sogar  ihre  Wirtschafts-
hilfen für  die  Ukraine fort.  Selenskyjs  Befehl
blieb bestehen. 

Siebentes  Fehlverhalten:  Die  deutsche  Regie-
rung  hat  sich  nicht  gegen  den  Krim-Rück-
eroberungsbefehl  der ukrainischen Regierung
vom 24.  März 2021 gewandt,  sondern sie  hat
darüber  hinweggehend  die  wirtschaftliche
Unterstützung für die Ukraine fortgesetzt.

Vorstellbare russische Forderung aufgrund des
deutschen Fehlverhaltens: Die deutsche Regie-
rung 
(a) macht die Fortsetzung von Wirtschaftshilfe
für die Ukraine abhängig von der Rücknahme
des  Krim-Rückeroberungsbefehls  der  ukraini-
schen Regierung vom 24. März 2021 und 
(b)  verurteilt  diesen  Befehl  als  möglichen
Auslöser des Ukrainekriegs.
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Exkurs: Der Ukrainekrieg 

Die zweite Jahreshälfte 2021 war geprägt von
westlichen Medienmeldungen über zunehmende
russische Truppenkonzentrationen an der Gren-
ze  zur  Ostukraine,  illustriert  durch  Luftbilder.
Die russische Seite  erklärte  dies  als  zulässige
Manöverübungen auf eigenem Staatsgebiet.

Gleichzeitig  lief  die  westliche  Aufrüstung
der  Ukraine  weiter.  Zu  Anfang 2022  war  die
ukrainische Armee eine mit  US-Waffen ausge-
rüstete  und  trainierte  Armee  aus  NATO-
Standard, obwohl sie offiziell mit der NATO gar
nichts zu tun hatte. Dieser formelle Abstand von
der NATO hatte für den Westen den Vorteil, dass
Einengungen durch die NATO-Russland-Grund-
akte in der Ukraine nicht galten. 

In  der  Nacht  zum  24.  Februar  2022  griff
Russland die Ukraine an. Nach einem Jahr Krieg
ist  festzustellen,  dass  Russland  –  laut  Medien-
berichten – im militärischen Bereich erhebliche
Fehler gemacht hatte. Aber darüberhinaus zeigte
die  Informationspolitik  der  russischen  Führung
geringes Verständnis dafür, wie über die Medien
die  westliche  öffentliche  Meinung  gebildet
wurde; sie ist aber maßgeblich für Umfang und
Dauer der Kriegsfinanzierung für die Ukraine.

Warum  Angriff  an  dem  Tag? Bis  heute
bleibt  unerklärt:  Warum  begann  der  russische
Präsident Putin den Angriff genau an jenem Tag
mitten im Winter? Was war der konkrete Anlass
zu diesem Zeitpunkt?  Putins  Rede  am Morgen
des Angriffs [14] gibt darauf keine Antwort.

Zwar erklärte er: „Die Umstände verlangen
entschlossenes  und  rasches  Handeln.“  Aber
welche  Umstände?  Die  Donbassprovinzen,  erst
drei  Tage  vorher  von  Russland  als  souveräne,
von der Ukraine unabhängige „Volksrepubliken“
anerkannt,  hätten  nach  Putins  Beschreibung
Russland  um Hilfe  gegen  ukrainische  Angriffe
gebeten, im Zuge gegenseitiger „Freundschafts-
verträge“.  Die  völkerrechtliche  Schwäche  sol-
cher  Argumentation  musste  Putin  wohlbekannt
gewesen  sein,  aus der  Eingliederung  der  Krim
2014.  Außerdem fanden  die  beklagten  ukraini-
schen  Angriffe  im  Donbassgebiet  schon länger
statt. So war in Putins Darstellung kein einleuch-
tender oder gar berechtigt erscheinender Kriegs-
anlass zu erkennen.  

Merkwürdigerweise ließ Putin belegte Sach-
verhalte  außer  Acht,  die  nachvollziehbare
Rechtsansprüche Russlands enthielten:   

-  Mit  der  Fortführung  der  Kämpfe  im
Donbassgebiet ab 2015 verstieß die ukraini-
sche Regierung gegen das Minsk-II-Abkom-
men, damit direkt gegen russische Interessen.

- Selenskyjs Befehl von 2021 zur militärischen
Rückeroberung  der  Krim  [45]  ist  eine
Kriegsäerklärung  an  Russland.  Dies  ist
unakzeptabel,  denn  der  Konflikt  über  die
Angliederung  der  Krim  an  Russland  kann
nur diplomatisch befriedet werden. 

-  Die  täglichen  Beobachtungen  der  OSZE
dokumentierten  ab  16.  Februar  2022  eine
sprunghafte  mehrfache  Steigerung  der
Kämpfe  im  Donbassgebiet  [46].  Die  Karte
der  registrierten  Explosionspunkte  zeigt
Häufungen  auf  der  Seite  der  Aufständi-
schen, der Beweis für einen Großangriff der
ukrainischen Armee [46].

Aufgrund dieser Sachverhalte wäre als konkreter
Angriffsanlass etwa folgender Ablauf  vorstellbar
und  für  Teile  der  westlichen  Öffentlichkeit
nachvollziehbar:

Nach jahrelanger Nichtbeachtung des Minsk-
II-Abkommens  hat  die  Ukraine  aus  einem
Gefühl überlegener Stärke am 16. Februar die
militärische  Eroberung  des  Donbassgebiets
begonnen.  Russland  ist  über  das  Minsk-II-
Abkommen zum Schutz der dortigen Bevölke-
rung verpflichtet. Russland musste vorsorglich
damit rechnen, dass zeitgleich die Umsetzung
von  Selenskyjs  Krim-Rückeroberungsbefehl
vom  März  2021  begonnen  hat.  Das  heißt,
Russland musste die Verteidigung sowohl der
Krim als  auch  des  Donbassgebiets  in  Gang
setzen. Dies nahm eine Woche in Anspruch, so
dass diese russische Selbstverteidigung gegen
die Ukraine am 24. Februar 2022 begann.

Möglicherweise gibt es weitere Sachverhalte, die
alternative Abläufe erklären würden. Es verwun-
dert  aber,  dass Putin – zum eigenen Nachteil –
trotz  solchen  vorliegenden  Materials  keine  in
westlichem  Denken  nachvollziehbare  Legende
einer  Selbstverteidigung vorlegte.  Im Gegenteil
suggerierte  er  mit  seinem  Begriff  „spezielle
Militäraktion“  für  das  erschrockene  Publikum
geradezu bildhaft eine Angreiferrolle Russlands. 

„Unprovozierter  Überfall“.  Diese  Mängel
in  der  russischen Informationspolitik  zu  einem
Anlass des Angriffs waren es,  die  dem Westen
erst  die  Möglichkeit  gaben,  den Angriff  glaub-
würdig  als  völlig  überraschenden,  heimtücki-
schen,  unprovozierten  Überfall  zu  behaupten,
völkerrechtswidrig  und  durch  nichts  zu  recht-
fertigen.  Der  Kriegsgrund  ließ  sich  damit  ein-
engen auf eine angeblich krankhafte Eroberungs-
lust  von Präsident  Putin  persönlich  –  laut  US-
Präsident Joe Biden „ein Diktator, der ein Impe-
rium aufbauen will“ [10] – die Personifizierung
des Bösen schlechthin, gegen das nur Aufrüstung
hilft,  nach  dem  bewährten  Projektionsmuster
totalitärer sowjetischer Führer im Kalten Krieg.

Mit dieser laufend wiederholten und weithin
geglaubten westlichen Erklärung ist jegliche Vor-
geschichte des Ukrainekriegs ausgeblendet, also
die Möglichkeit,  der Angriff könnte eine Reak-
tion  gewesen  sein  auf  westliche  Aktionen,  die
Russland  als  aggressiv  und  sicherheitsgefähr-
dend ansehen musste. 

Vorwissen  in  den  USA. An  dem  Begriff
„überraschend“  für  den  Krieg  gab  es  Zweifel,
denn bereits  im Januar 2022,  fünf Wochen  vor
dem  russischen  Angriff,  war  ein  Leih-Pacht-
Vertrag zwischen den USA und der Ukraine in
den  US-Kongress  eingebracht  worden,  zur
Kreditfinanzierung  von  US-Waffenlieferungen
[47]. Offenbar bestand in Washington Vorwissen
über  einen  bevorstehenden  großen  Krieg  in
Europa. Bei Industriekriegen geht es um Geld.

Hierzu ein Rückblick auf die Geschichte des
Zweiten  Weltkriegs,  als  Schiffskonvois  US-
Rüstungsmaterial auf die britische Insel lieferten:
Die letzte Rate aus dem Leih-Pacht-Vertrag von
1941 zahlte Großbritannien 2006 [48]. 

Im ersten  Jahr  des  Ukrainekriegs  beliefen
sich die  Lieferungen aus den USA auf über 70
Milliarden  Dollar,  letztlich  als  Aufträge  an  die
Rüstungsindustrie.  Ein  Problem  dabei:  In  die
Ukraine  gelieferte  moderne  westliche  Waffen
erscheinen  auf  dem  internationalen  Schwarz-
markt [49].



Über  die  Lieferungen  an  die  Ukraine  hinaus
ermöglicht der Krieg zusätzliche Waffenverkäufe
aus  den  USA  an  europäische  Staaten,  deren
eigene Industrien dadurch Aufträge verlieren. Als
ziviler  Bonus  kommt  für  die  USA  der
hochpreisige  Export  von  Energie  nach  Europa
hinzu,  nachdem  es  durch  Sanktionen  gelang,
Russland vorerst  aus diesem Markt  zu werfen.
Insgesamt ist dies ein Gewinn für die USA, auf
Kosten von Wirtschaftskraft und Lebensqualität
Europas einschließlich Russlands. 

Rein wirtschaftlich liegt es insgesamt für die
USA auf der Hand, mit fortwährenden Rüstungs-
lieferungen  in  einem  möglichst  langdauernden
Krieg den militärischen „Sieg“ der Ukraine anzu-
streben, egal, wie realistisch ein solches Kriegs-
ziel ist.  Hingegen bestehen in West- und Mittel-
europa  aus  ebenfalls  wirtschaftlichen  Motiven
starke Interessen, den Krieg schnell zu beenden. 

Der  Kriegsablauf. Ungeachtet  der  recht-
lichen Einschätzung des russischen Angriffs auf
die  Ukraine  im  Februar  2022  enthüllte  dessen
Verlauf,  soweit  aus  den  Medien  glaubhaft  zu
entnehmen war, mangelhafte russische Vorberei-
tung  und  Fähigkeit.  Der  gesamte  Zeitplan  gab
Rätsel auf. Die offiziellen Angaben beider Seiten
sind  unverständlich,  ebenso  die  Sinnhaftigkeit
vieler  bekanntgemachter  militärischer  Maßnah-
men – wohl mehr Propaganda statt Information.

So  drängt  sich  der  Eindruck  auf,  Russland
habe eine  schnelle  Militärexpedition  gegen die
Ukraine beabsichtigt, die sich aber gewandelt hat
in einen Abnutzungskrieg in der Art des Ersten
Weltkriegs,  gegen  die  gesamte  westliche,  vor
allem amerikanische Rüstungsindustrie, eine für
Russland existentiell gefährliche Situation.

In  der  britischen  Zeitung  The  Guardian
wurde zum ersten Jahrestag des Krieges 2023 die
Frage aufgeworfen [50]: Warum griff Putin nicht
früher  an,  zu einem Zeitpunkt,  als  die  ukraini-
sche Armee noch nicht so stark aufgerüstet war
wie  2022?  Als  Vorwände  für  solche  Angriffe
hätte  er  reale  antirussische  Vorfälle  in  der
Ukraine verwenden können. Dass er abwartete,
widerspricht  der  westlichen  Grundthese,  Putin
sei süchtig nach imperialistischer Eroberung.

Kriegsverbrechen.  Die  Propagandaschwer-
punkte beider Seiten zeigen das heutige Gewicht
des Völkerrechts: Sie beschuldigen einander, das
Kriegsrecht  gebrochen,  also  Kriegsverbrechen
begangen  zu  haben,  vorerst  fast  immer  ohne
nachprüfbare Beweise. 

In allen Kriegen geschehen aus Kampfsitua-
tionen heraus Kriegsverbrechen. Davon sind aber
Ereignisse zu unterscheiden, die von der militäri-
schen  Führung  als  Kriegsverbrechen  befohlen
werden.  Manchmal  sind  jedoch  Aussagen  des
Kriegsrechts schwer mit zivilem Rechtsverständ-
nis vereinbar, etwa über zulässige, weil technisch
unvermeidliche  zivile Begleitschäden von Waf-
fenwirkungen.  Das  Kriegsrecht  ist  nicht  sanfte
Gerechtigkeit, sondern es regelt Grausamkeit.

Mitschuld  der Kiewer Regierung? Ist  die
ukrainische  Regierung  frei  von  Mitschuld  am
Unglück ihres Volkes? Warum hat sie nicht die –
auch  wirtschaftlichen  –  Vorteile  eines  block-
freien Ost-West-Brückenstaats geschätzt, genutzt
und verteidigt? 

Präsident  Selenskyj  war  2019  mit  dem
Versprechen von  Frieden in der Ostukraine  zur
Wahl  angetreten,  die  er  daraufhin  mit  traum-
haften  73%  der  Wählerstimmen  gewann. Dies
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war aber nur möglich, weil der ukrainische Oli-
garch Ihor Kolomoisky, zugleich Eigentümer des
beliebtesten Fernsehsenders der Ukraine, den po-
litisch  unerfahrenen  Fernsehkomiker  Selenskyj
zum Wählerfavoriten hochstilisiert hatte [51]. 

Warum  brach  Selenskyj  trotz  des  klaren
Wählerauftrags  für  Frieden  sein  Wahlverspre-
chen?  Wären  mit  diesem  schweren  Wortbruch
nicht Neuwahlen fällig gewesen? 

Aber  da  Selenskyj  nun  mal  im  Amt  war:
Warum ließ er sich überhaupt auf einen selbst-
zerstörerischen  militärischen  Konflikt  mit  dem
familiär  so  eng  verbundenen  großen  Nachbarn
ein? Sollten die Medienberichte über den Patrio-
tismus, Durchhaltewillen und Stolz der Ukrainer
zutreffen, dann wäre doch eine russische Beset-
zung gescheitert, eher früher als später und ohne
Tod und Verwüstung in beiden Völkern. 

Haben  die  Ukrainer  das  Unglück,  unter
Kontrolle  einer  Regierungsgruppe  geraten  zu
sein,  die  im  Interesse  fremder  Rüstungswirt-
schaft das eigene Volk und Land nicht schützt,
sondern der Zerstörung überlässt?

Schutzzonen. Aber wenn schon militärischer
Kampf:  Warum hat  Selenskyj  nicht wenigstens
die  Städte  des  Landes  zu  entmilitarisierten
Rotkreuz-Schutzzonen erklärt,  dazu auch deren
Versorgungs-Infrastruktur  gesperrt  für  jegliche
militärische Mitnutzung? Nach dieser  Vorberei-
tung wären Angriffe auf derart geschützte Wohn-
gebiete unstrittig Kriegsverbrechen, ohne Bedarf
an späteren schwierigen Untersuchungen. Abge-
sehen  davon  wären  solche  Angriffe  militärisch
nutzlose Verschwendung wertvoller Munition.

Demokratie? In  der  Ukraine  sind  Wehr-
pflicht und Kriegsdienst zwingend. Einen Ersatz-
dienst für die Allgemeinheit gibt es nicht. Män-
ner der Altersspanne 18 bis 60 Jahre dürfen das
Land nicht verlassen. Darf eine Demokratie ihre
Bürger  in  lebensgefährliche  Situationen  zwin-
gen?  Haben  sie  nicht  das  Grundrecht,  solcher
Bedrohung auszuweichen, etwa durch Ausreise? 

In der Ukraine sind Oppositionsparteien ver-
boten, kritische Medien sind verboten, Gewerk-
schaften eingeschränkt, die Presse zensiert.  Die
Korruption grassiert  und die Rechtsstaatlichkeit
ist  mangelhaft,  wie  die US-Regierung 2021 im
Text  der  erwähnten  „Charta  über  strategische
Zusammenarbeit“ [44] ausdrücklich kritisierte. 

Im  Zweiten  Weltkrieg  hatten  ukrainische
Rebellen vom deutschen Nazi-Militär Befreiung
von sowjetischer Herrschaft erhofft. Sie kämpf-
ten als Rebellenarmee auf deutscher Seite. Ihnen
werden  Massaker  an  polnischen  Zivilisten  und
Erschießungen  jüdischer  Menschen  angelastet
[52].  Trotzdem ist  Nazi-Traditionspflege in  der
Westukraine teilweise populär und nicht illegal.

Wäre  die  Frage  berechtigt,  ob die  Ukraine
überhaupt  eine Demokratie  war  und ist  –  oder
eher eine Autokratie? 

Sprengplatz  Ukraine. Die  Atommächte
Russland und USA führen mit ihrer konventio-
nellen Stärke auf dem Boden einer Nicht-Atom-
macht gegeneinander Krieg. Unterstützt von den
NATO-Staaten (außer Ungarn und Türkei), läuft
ein  Stellvertreterkrieg  USA–Russland,  auf  Ko-
sten von Leben und Gesundheit von Ukrainern
und  Russen  und  der  materiellen  Substanz  der
Ukraine,  für  die  USA und  ihr  NATO-Gefolge
ohne  eigene  Menschenverluste  eine  ideale

Situation.  Der  tägliche  Munitionsverbrauch  ist
auf  beiden  Seiten  hoch,  allein auf  ukrainischer
Seite  vielfach  höher  als  der  laufende  Produk-
tionsausstoß der westlichen Rüstungsindustrie.

Jede  Waffenexplosion  in  der  Ukraine
vergrößert  die  dortigen Schäden zu Lasten von
Bevölkerung und Umwelt.  Der  größte  Teil  der
dort  ankommenden  westlichen  Rüstungsgüter
wird früher oder später zu Schrott, durch Waffen-
treffer oder Verschleiß. 

Die westlichen Lieferungen von Waffen und
Munition  an  die  Ukraine  stammen  bisher
großenteils aus älteren Beständen – de facto eine
als  Militärhilfe  erklärte  Entsorgung  auf  den
„Sprengplatz Ukraine”?  Zugleich  erhalten  die
westlichen  Rüstungsunternehmen  langfristige
Ersatzbestellungen  für  modernere  Baumuster.
Die Produktion von Rüstungsgütern wird hoch-
gefahren oder neu eingerichtet. 

Waffenstillstandsverhandlungen. Zunächst
Anfang  März  2022  auf  Vermittlung  des  israe-
lischen  Premierministers  Bennett,  dann  Ende
März  auf  Vermittlung  des  türkischen  Minister-
präsidenten  Erdogan  fanden  ukrainische  und
russische  Unterhändler  Bedingungen  für  den
Waffenstillstand,  darunter  die  ukrainische  Neu-
tralität.  Warum verließ die Ukraine kurz darauf
diese  Verhandlung?  Besteht  hier  ein  kausaler
Zusammenhang mit dem Besuch des damaligen
britischen Premierministers Boris Johnson am 9.
April 2022 in Kiew, der Selenskyj umfangreiche
zusätzliche  Waffenlieferungen und  Finanzhilfen
ankündigte  [53]?  Ein  Waffenstillstand  hätte
westliche Waffenlieferungen unterbrochen.

International  sind  reale  Unterstützer  der
Ukraine fast ausschließlich Mitglieder der NATO
sowie US-Verbündete  im Indopazifikraum, also
nicht einmal ein Fünftel der Staaten der Welt. 

8. Bruch von Zwei-plus-Vier 2022

Laut Zwei-plus-Vier-Vertrag von 1990 wird „von
deutschem Boden  nur  Frieden  ausgehen“ [54].
Wie passen dazu deutsche Waffenlieferungen an
die Ukraine, den Kriegsgegner des Vertragspart-
ners Russland? 

Wie  vertragen  sich  NATO-Militärtransporte
von Kriegsnachschub für die Ukraine durch und
über  ehemaliges  DDR-Gebiet  mit  dem  Zwei-
plus-Vier-Vertrag,  insbesondere  mit  der  Proto-
kollnotiz  zu dessen Artikel  5? Demnach werde
die  deutsche  Regierung  „die  Sicherheitsinter-
essen  jeder  Vertragspartei  berücksichtigen“.
Diese Verpflichtung bricht sie mit der Transport-
erlaubnis von Rüstungslieferungen in die Ukrai-
ne durch die Ex-DDR hindurch. 

In Artikel 2 des Zwei-plus-Vier-Vertrags von
1990 ist die „Verfassung des vereinten Deutsch-
land“  erwähnt,  die  demnach  Regelungen  über
den Einsatz von Waffen enthalten werde. Der im
Grundgesetzartikel  146  festgeschriebene  Auf-
trag, diese Verfassung zu schaffen, ist bis heute
nicht einmal angefangen.

Gewann die amtierende deutsche Regierung
bei  den  Bundestagswahlen  2021  das  Wähler-
mandat, Krieg gegen den Nachbarn Russland zu
beginnen?  Könnte  sich  Russland  in  geeigneter
Situation zur Selbstverteidigung gegen Deutsch-
land  legitimiert  sehen,  mit  der  Begründung,
Deutschland  habe  den  Zwei-plus-Vier-Vertrag
gebrochen  und  Russland  angegriffen?  Denn
weder  habe  Russland  Deutschland  angegriffen,



noch habe  Deutschland  irgendwelche  Bündnis-
verpflichtungen gegenüber der Ukraine. 

Im Fall eines solchen russischen Angriffs auf
Deutschland:  Dürfte  die  NATO  zu  Hilfe  kom-
men?  Abgesehen  von den  Schäden,  die  solche
„Hilfe“ in  Deutschland  anrichten würde:  Wenn
die  NATO  ihren  Status  als  Verteidigungs-
bündnis ernst  nimmt,  dürfte  sie  es  nicht,  denn
völkerrechtlich ist Deutschland hier in der Rolle
eines  Angreifers,  wie  es  auch  mindestens  die
USA, Großbritannien und Polen sind. 

Achtes  Fehlverhalten:  Ab  2022  hat  die
deutsche  Regierung  durch  Bruch  des  Zwei-
plus-Vier-Vertrags  Deutschland  im  Ukraine-
krieg zur Kriegspartei gegen Russland gemacht
und hat versäumt, die in dem Vertrag zugrunde
gelegte deutsche Verfassung zu schaffen.

Vorstellbare russische Forderung aufgrund des
deutschen Fehlverhaltens: Die deutsche Regie-
rung 
(a) unterlässt die weitere Lieferung von Waffen
an die Ukraine, 
(b)  untersagt  die  Nutzung  deutschen  Territo-
riums  und  Luftraums  für  die  militärische
Unterstützung  der  Ukraine  durch  NATO-
Verbündete und für den Transport von Waffen
in die Ukraine,
(c)  beginnt  die  Schaffung  der  deutschen
Verfassung,  die  die  Vorgaben  des  Zwei-plus-
Vier-Vertrags enthalten wird.

9. Nord-Stream-Sprengung 2022

Am 26. September 2022 erfolgte  ein terroristi-
scher  Sprengstoffanschlag  auf  zwei  Erdgas-
pipelines, die in 1.200 km Länge von Russland
nach  Deutschland  verlegt  worden  waren,  auf
dem Meeresboden der Ostsee. 

Die zwei Röhren  Nord Stream 1, im Eigen-
tum  russischer  und  westeuropäischer,  auch
deutscher  Energieunternehmen,  versorgten  seit
2011  Deutschland  mit  kostengünstigem  russi-
schen Erdgas. Sie wurden beide zerstört.

Die zwei Röhren  Nord Stream 2,  im russi-
schen  Eigentum,  waren  kurz  zuvor  technisch
fertiggestellt.  Nach dem russischen  Angriff  auf
die Ukraine ließ die deutsche Seite sie aber nicht
für den Betrieb zu. Der  Anschlag zerstörte nur
eine der beiden Röhren Nord Stream 2, das heißt,
er  richtete  sich  hauptsächlich  gar  nicht  gegen
Nord Stream 2, sondern gegen Nord Stream 1. 

Der Anschlag war in der Nähe der dänischen
Insel Bornholm erfolgt, in dänischen und schwe-
dischen Gewässern in rund 80 Meter Tiefe.  Er
zerriss  also  drei  der  vier  massiven  Stahlröhren
mit 1,2 Meter Innendurchmesser, ummantelt mit
einer  Betonhülle.  Die  Röhren  standen  unter
Betriebsdruck,  so  dass  nach  den  Explosionen
mehrere  Tage  lang  von  den  Schadenstellen
klimaschädliches Methangas an die Wasserober-
fläche  und  in  die  Atmosphäre  ausströmte,  bis
Gas- und Wasserdruck ausgeglichen waren.

Übermäßige  Gewalt. Ein  von  Greenpeace
veröffentlichtes  Video  einer  der  Sprengstellen
dokumentiert  eine  unverhältnismäßige  Gewalt-
anwendung,  die  das  betroffene  Rohrstück
insgesamt zerrissen und verbogen hat [55]. Die
Zerstörungen deuten auf sehr starke Sprengsätze
hin, jeweils mehrere hundert Kilogramm Spreng-
stoff.  Warum  dieses  Übermaß  an  Sprengkraft?
Hätten nicht jeweils einige Löcher ausgereicht?
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Wer war es? Untersuchungen zur Klärung der
Täterschaft  des  Anschlags  hatten  auch  einem
halben  Jahr  noch  nicht  zu  einem  Ergebnis
geführt, obwohl die dänischen und schwedischen
Kriminalbehörden an den abgesperrten Tatorten
erhebliche Mengen an Beweismaterial gefunden
haben müssen. 

So war von Anfang an klar, dass es sich um
einen  technisch  anspruchsvollen  Anschlag  han-
delte,  jenseits  der  von  Sporttauchern  erreich-
baren  Wassertiefe,  für  Tieftaucher  nur  mit
Spezialausrüstung und Training ausführbar, und
mit professionellem Militärmaterial, über das nur
Großmächte verfügen. 

Die  Aktion  konnte  also  nur  ein  Staat  mit
seinen  vielfältigen  Möglichkeiten  ausführen,
zumal  in  dem  lückenlos  überwachten  Ostsee-
gebiet  mit  starkem Schiffsverkehr.  Keine terro-
ristische Gruppierung verfügt über die notwendi-
gen  technischen  Fähigkeiten  und  situations-
erforderten  Tarnmöglichkeiten.  Der  Anschlag
wäre damit als militärischer Angriff einzustufen. 

Giftdeponie.  Die Sprengungen waren sämt-
lich  in  einem  denkbar  ungeeigneten  Gebiet
erfolgt,  nämlich  im  Bereich  des  Bornholm-
beckens östlich der Insel Bornholm. Dort waren
am  Ende  des  Zweiten  Weltkriegs  rund  5.000
Tonnen chemische Kampfstoffe der Nazi-Wehr-
macht abgekippt worden. Sie bilden eine wach-
sende  Gefahrenquelle,  denn  die  Behälter  und
Geschosse korrodieren zunehmend. Kampfstoffe
lösen sich und gelangen teils als Klumpen an die
Wasseroberfläche und damit in Fischernetze. 

Eine  Anmerkung:  Immer  wieder  erleiden
dänische Fischer Gesundheitsschäden durch die
Giftstoffe. Wäre es nicht die Aufgabe Deutsch-
lands, den Nachbarn Dänemark von der  gefähr-
lichen  Last  im  Bornholmbecken  zu  befreien,
indem sie stückweise geborgen und – beispiels-
weise durch kontrollierte Verbrennung – entsorgt
wird? Dies sollte geschehen, solange die eisernen
Behältnisse noch in einem Zustand sind, dass sie
von Elektromagneten aufgegriffen und gehoben
werden  können.  Es  dürfte  sich  um eine  mehr-
jährige Arbeit handeln. 

Täter  Russland? Die  westliche  Medien-
berichterstattung  ging  bei  den  Anschlägen  zu-
nächst von einer Täterschaft Russlands aus, was
aber  von  dort  bestritten  wurde  und  auch  der
Logik  entbehrte:  Russland  hätte  zur  Unter-
brechung der Gaslieferungen lediglich Zustrom-
ventile  schließen  müssen.  Warum  sollte es also
die wertvolle Rohranlage zerstören, die sich zum
großen Anteil in russischem Eigentum befindet? 

Laut  einer  US-Pressemeldung  aus  dem
Dezember 2022 halten 23 Geheimdienste Russ-
land nicht für den Täter [56]. Auch hat Russland,
durch  die  Anschläge  an  seinem  Eigentum
geschädigt und von den Untersuchungen bisher
ausgeschlossen,  im  Februar  2022  bei  der  UN
eine  internationale  Untersuchung  des  Nord-
Stream-Anschlags beantragt [57]. 

Staatswohl. Hinter dem Kriegsgeschehen in
der Ukraine geriet  der Nordstream-Anschlag in
der öffentlichen Aufmerksamkeit monatelang in
den  Hintergrund.  Im  Bundestag  fragten  zwei
Fraktionen  (Die  Linke  und  AfD)  die  deutsche
Regierung  nach  dem  Stand  der  Kriminal-
ermittlungen.  Sie  erhielten  etwa  gleichlautend
die  Auskunft,  die  vorliegenden  Ergebnisse

könnten dem Bundestag nicht bekannt  gegeben
werden,  denn  dadurch  würde das  „Staatswohl“
gefährdet [58]. 

Wäre  das  die  Antwort,  wenn  irgendwelche
Beweisstücke  eine  russische  Täterschaft  nahe-
legen sollten? 

Wenn es aber solche Beweise nicht gibt oder
aber  gerichtsfest  erwiesen  ist,  dass  Russland
nicht der  Täter  war,  wäre  es  dann  nicht  nach
deutschem  Rechtsverständnis  und  aus  Fairness
geboten,  den  Mangel  an  Beweisen  für  die
Täterschaft  Russlands  oder  die  erwiesene
Unschuld Russlands öffentlich zu machen? 

Ein  Verräter  plaudert?  Im  Februar  2023
behauptete  der  renommierte  amerikanische
Investigativjournalist  Seymour  Hersh  in  einem
Artikel [59], der US-Geheimdienst CIA habe den
Nord-Stream-Anschlag  zusammen  mit  der  nor-
wegischen Marine begangen. US-Marinetaucher
hätten die Sprengladungen im Juni 2022 gelegt,
während einer NATO-Übung in der Ostsee, die
als  Tarnung diente.  Um diesen  Zusammenhang
zu verschleiern, sei die Zündung erst im Septem-
ber  2022  erfolgt,  und  zwar  auf  elektro-akusti-
schem Weg durch Luftabwurf von Sonarbojen. 

In einem Interview ergänzte Hersh, es habe
sich um acht Sprengsätze gehandelt, von denen
zwei nicht detoniert seien [60]. Sollte dies zutref-
fen,  müsste  sich  zumindest  die  Herkunft  der
Sprengsätze an diesen Blindgängern sehr einfach
klären lassen. 

Hershs  Berichte  sind  detailliert,  beziehen
sich aber auf eine einzige nicht genannte Quelle.
Die  US-Regierung  wies  die  Vorwürfe  zurück.
Die  westlichen  Leitmedien  stellten  die  Glaub-
würdigkeit Hershs in Frage oder unterließen die
Berichterstattung über den Vorgang.

Indizien. Etliche  Angaben  Hershs  waren
Wiedergaben veröffentlichter Fakten. So war es
kein Geheimnis, dass die USA starke wirtschaft-
liche  Interessen  haben,  Fracking-Erdgas  aus
eigener Förderung als Flüssiggas nach Europa zu
verkaufen. Deshalb hatten sich US-Regierungen
schon  gegen  den  Bau  von  Nord  Stream  1
gewandt, und noch stärker gegen Nord Stream 2,
und diese Pipeline sogar in Verbindung gebracht
mit dem Ukrainekonflikt. 

So  hatte  US-Präsident  Joe  Biden  in  einer
Pressekonferenz am 7. Februar 2022 erklärt, mit
dem deutschen Bundeskanzler Scholz neben ihm
stehend [61]:

„Wenn  Russland  in  die  Ukraine  einmar-
schiert, das heißt, Panzer oder Truppen über-
queren wieder die Grenze der Ukraine, dann
wird es Nord Stream 2 nicht mehr geben. Wir
werden der Sache ein Ende setzen“. 

Eine Journalistin fragte nach: 
„Wie genau wollen Sie das machen, wo das
Projekt doch in der Kontrolle  Deutschlands
liegt?“

Daraufhin Biden: 
„Wir  werden,  ich  verspreche  Ihnen,  wir
werden in der Lage sein, es zu tun.“

Zwei  Wochen  zuvor  hatte  sich  schon  die  US-
Unter-Außenministerin  Victoria  Nuland  in glei-
chem Sinne geäußert [62]:

„Ich möchte sehr klar sein: Wenn Russland
auf  die  eine  oder  andere  Weise  in  die
Ukraine einmarschiert, wird Nord Stream 2
nicht vorangehen.“

Nord  Stream  und  Schweden. Es  wäre  doch
wohl zu erwarten und sachlich naheliegend, dass



die  von  dem  Anschlag  direkt  betroffenen  EU-
Staaten  Deutschland,  Schweden und Dänemark
ihre Kriminaluntersuchungen gemeinsam durch-
führen oder wenigstens miteinander abstimmen.
Das  geschieht  aber  nicht.  Schweden  weigerte
sich  bisher,  Deutschland  Ermittlungsergebnisse
mitzuteilen  [63].  Nach  Angabe  des  US-
amerikanischen  Politologieprofessors  Jeffrey
Sachs  erhält  nicht  einmal  das  schwedische
Parlament  von  seiner  Regierung  Informationen
[64].  Keine zwei Monate nach den Anschlägen
ließ die schwedische Regierung ihre Verfassung
ändern:  Seit  Januar  2023  ist  es  strafbar,
„Informationen  bereitzustellen,  die  dem
schwedischen Verhältnis (…) zur NATO schaden
könnten“ [78]. 

Schweden,  mit  starker  Militärindustrie,  hat
2023 bei der NATO den Antrag gestellt, Mitglied
zu  werden.  Ist  es  im deutschen  Interesse,  mit
einem Land verbündet zu sein, das vielleicht die
Täter eines schweren Anschlags gegen deutsche
Infrastruktur deckt? Müssen nicht also zunächst
die  schwedischen  Ermittlungsergebnisse  voll-
ständig auf  den  Tisch,  bevor  die  deutsche
Regierung  entscheiden  kann,  ob  sie  dieser
NATO-Erweiterung  zustimmen  will?  Die  Auf-
nahme erfordert im NATO-Rat einstimmiges Ja.

Jeffrey  Sachs,  einst  Berater  in  Wirtschafts-
fragen  für  Gorbatschow und Jelzin,  hatte  nach
eigener Angabe bereits kurz nach den Anschlä-
gen auf eine US-Urheberschaft getippt, und zwar
wegen des Verhaltens von US-Politikern, das ihn
überraschte  [64].  Immerhin handelt  es  sich um
einen  schweren  terroristischen  Anschlag  gegen
eine  wichtige  Unterwasser-Infrastruktur  des
engen US-Verbündeten Deutschland. In gleicher
Weise könnten beispielsweise auch Tiefseekabel
der USA gefährdet ein. Also wäre von der US-
Regierung eine scharfe Verurteilung der Tat und
eine  intensive  Bemühung  um  Aufklärung  zu
erwarten gewesen. 

Aber  stattdessen  war  in  Washington  Jubel
ausgebrochen.  Kurz  nach  den  Anschlägen  ver-
kündete  Außenminister  Anthony  Blinken,  die
Nord-Stream-Lecks seien eine „enorme Chance“
für die  USA,  die  nun  „der führende Lieferant
[von  Flüssigerdgas]  für  Europa” geworden
seien [65].  Die Unter-Außenministerin  Victoria
Nuland erklärte vor dem US-Senat [66]:

„Die Regierung freut sich, dass Nord Stream
Metallschrott auf dem Meeresboden ist“.

Die Preise in Europa für das Erdgas aus den USA
liegen beim Achtfachen der Preise in den USA
[67].  Im  übrigen  ist  auch  Norwegen  Lieferant
von  Pipeline-Erdgas  für  Europa.  Durch  den
Ukrainekrieg  und  die  westlichen  Sanktionen
gegen  Russland  haben  sich  die  norwegischen
Erdgasexporte verfünffacht [68].

Eine Mehrheit in Deutschland hält es bisher
für  völlig  undenkbar,  dass  die  USA deutsche
Infrastruktur  zerstören.  Eine  mentale  Vorprä-
gung: Wirtschaftsmaßnahmen von US-Regierun-
gen gegen deutsche Unternehmen in den letzten
Jahren sind, obwohl Medienthema, bei deutschen
Bürgern kaum in Erinnerung geblieben. 

Sollten  sich  aber  die  Hersh-Verdachts-
momente betätigen – oder würden Deutschland,
Dänemark und Schweden über  weitere  Monate
die Aufklärung blockieren, dann dürfte dies wohl
über kurz oder lang in der deutschen öffentlichen
Meinung  den  Tatverdacht  auf  die  USA  ver-
dichten.  Ein  solcher  Stimmungswandel  dürfte 
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Folgen  haben  für  die  Art  der  NATO-Mitglied-
schaft Deutschlands (militärisch-politisches Mit-
glied, nur politisches Mitglied oder Austritt aus
der NATO), frei nach dem Motto: „Mit solchen
Freunden braucht man keine Feinde mehr“. 

Die Energie-Pipelines aus Russland sind seit
fast  einem  halben  Jahrhundert  wichtige,  zu-
verlässige  und  preisgünstige  Achsen  erst  der
deutsch-sowjetischen,  dann  der  deutsch-russi-
schen Handelsbeziehungen.  Selbst  wenn solche
Rückblicke  derzeit  nicht  in  Mode  sind:  Über
Jahrzehnte  hat  Russland  den  deutschen  Wohl-
stand  subventioniert.  Das  gilt  auch  für  die
Nordstream-Pipelines.  Russland  ist  und  bleibt
nun mal Deutschlands naher Nachbar, auch wenn
es Lieferkonkurrenten nicht gefällt. 

Deshalb wird es wichtig sein, von dem Täter-
staat,  wenn  er  denn  ermittelt  ist,  zunächst  die
Reparaturkosten der  Pipelines zu verlangen.

Neuntes  Fehlverhalten:  Die  deutsche  Regie-
rung  hat  bereits  vor  dem  Nord-Stream-An-
schlag  die  politische  Bereitschaft  gezeigt,  auf
die tragend wichtigen Pipelineverbindungen zu
verzichten und der unzutreffenden US-Behaup-
tung  zu  folgen,  Handel  mit  Russland  sei
gleichbedeutend mit Abhängigkeit. 

Die  deutsche  Regierung  nimmt hin, von
den  Besitzern  der  Tatortbeweise  zum  Nord-
Stream-Anschlag,  Dänemark  und  Schweden,
deren  Untersuchungsergebnisse  nicht  zur
Kenntnis zu erhalten. Damit zeigt Deutschland
eine Doppelmoral in der Bewertung des inter-
nationalen Terrorismus. 

Soweit bekannt, ist Russland aus dem Kreis
der  Tatverdächtigen  ausgeschieden,  aber  die
deutsche  Regierung vermeidet  es,  dies  fairer-
weise öffentlich zu machen.

Vorstellbare russische Forderung aufgrund des
deutschen  Fehlverhaltens  zum  Nord-Stream-
Anschlag: 

Die deutsche Regierung teilt der russischen
Regierung  ihren  Erkenntnisstand  zur  Täter-
schaft mit.

10. Deutschland Kriegspartei 2023

Mit  dem  russischen  Angriff  2022  begann  die
deutsche Regierung zügig mit der Unterstützung
der  Ukraine,  sogar  mit  eigener  Lieferung
schwerer Waffen in das Kriegsgebiet,  stets mit
dem  regierungsseitigen  Ritual,  dies  zunächst
abzulehnen, um dann „umzufallen“, anscheinend
auf westlichen Druck unklarer Art. 

Leopard-2.  Die  bisherige  Spitze  dieses
Ablaufs  ist  die  Lieferung  schwerer  deutscher
Kampfpanzer  Leopard-2 an   die  Ukraine:  Die
Bundeswehr bildet  bereits  ukrainische Soldaten
an diesen Panzern aus, die im März 2023 an der
Ukrainefront  sein  sollen.  Leopard-2  gelten  als
die modernsten Kampfpanzer des Westens. Auf
deutschen  Wunsch hatten  die USA zugesichert,
ebenfalls moderne schwere Kampfpanzer an die
Ukraine zu liefern, ihr Baumuster Abrams. Aber
im Februar  2023 verschob US-Präsident Biden
diese  Zusage  auf  unbestimmte  Zukunft:  „Ich
werde  langfristig  Abrams  schicken,  wenn  ihr
jetzt  Leopard-Panzer  schickt"  [69].  Soweit
bekannt, reagierte die deutsche Regierung nicht
auf diesen Wortbruch der US-Regierung.

Kriegspartei? Ist  Deutschland  mit  seinen
Waffenlieferungen Kriegspartei gegen Russland?
Wie  der  Wissenschaftliche  Dienst  des  Bundes-
tags feststellte, wird Deutschland erst zur Kriegs-
partei,  wenn es  ukrainische Soldaten an diesen
Waffen auch ausbildet [70]. Dies ist eingetreten,
also ist Deutschland Kriegspartei.

Im Januar 2023 stellte die deutsche Außen-
ministerin Annalena Baerbock, wenngleich eher
beiläufig,  klar:  „Wir  führen  einen  Krieg  gegen
Russland“ [71]. 

Obendrein legen Art und Ausmaß der deut-
schen  Unterstützung für  die  Ukraine die  Frage
nahe,  ob  dies  noch  als  unbedenkliche  Unter-
stützung des UN-gemäßen ukrainischen „Rechts
auf  individuelle  Selbstverteidigung“  gedeckt  ist
oder  ob  der  kampfaktive  Bereich  eines  UN-
gemäßen  „Rechts  auf  kollektive  Selbstvertei-
digung“ erreicht ist [71] – wobei sich im Fall der
Ukraine  allerdings  sofort  die  Frage  stellt,  in
welcher  Weise  Deutschland  „kollektiv“ mit  der
Ukraine verbunden sein soll, denn sie ist weder
Mitglied von NATO nach von EU.

Auch ist  kritisch,  wo die  Grenze  zwischen
der  Lieferung  von  Aufklärungsinformationen
und  der  operativen  Teilnahme  an  der  Kampf-
führung  liegt.  Für  Deutschland  gilt  dies  ganz
konkret:  Im  Januar  2023  verlegte  die  NATO
AWACS-Überwachungsflugzeuge  von  Deutsch-
land nach Rumänien [72]. Am Betrieb der Flug-
zeuge sind auch deutsche Soldaten beteiligt [73].

Nachschub  über  Deutschland. Obendrein
erlaubt die Bundesregierung den USA, deutsche
Infrastruktur  für  ihre  Kriegsunterstützung  der
Ukraine  zu  nutzen,  außerhalb  der  NATO.  Die
USA  transportieren  über  deutsche  Häfen,
Flughäfen  und  Straßen  Waffen  in  die  Ukraine,
und  sie  bilden  ukrainische  Soldaten  an  diesen
Waffen  aus,  sogar  auf  deutschem  Boden  [74].
Dies  ist  also  ein  zweiter  Weg,  auf  dem
Deutschland  sich  zur  Kriegspartei  gegen
Russland gemacht hat, nämlich angeschlossen an
die USA, die wohl unstrittig Kriegspartei sind.

Die psychologische Seite. Fast ausnahmslos
haben die russischen Familien Opfer durch den
deutschen Überfall  1941 bis 1945 zu beklagen.
Wie  mögen  sie  das  heutige deutsche  Verhalten
empfinden? Ist hier nicht Deutschland historisch
in  einer  Situation,  die  mit  keinem  anderen
NATO-Land  vergleichbar  ist?  Vor  80  Jahren
feuerten  in  der  Ukraine  deutsche  Panzer  vom
Typ Panther auf Russen. Heute, neuerdings, tun
dies  wieder  deutsche Panzer,  diesmal vom Typ
Leopard. 

Der deutsche  Rüstungskonzern  Rheinmetall
will  – ohne erkennbaren Widerspruch der Bun-
desregierung – eine  Panzer-Neuentwicklung an
die  Ukraine  als  Erstkunden  verkaufen  –  vom
neuen Typ  Panther,  also mit demselben Namen
wie die Panzer der Nazi-Wehrmacht. Geschichts-
vergessener  Schnitzer  oder  vorsätzliche  Provo-
kation? Schürt das Verhalten der jetzigen  deut-
schen  Regierung nach  jahrzehntelangen  erfolg-
reichen  Bemühungen  um  Versöhnung  anti-
deutsche Ressentiments in Russland? Wenn dies
so  wäre:  Was  bedeutet  dies  für  die  künftige
Sicherheit deutscher Familien? 

Zehntes  Fehlverhalten:  Die  deutsche  Regie-
rung  hat  sich  2022  zur  aktiven  Kriegspartei
gegen  Russland  gemacht,  ohne  Not  und
grundgesetzwidrig  in  der  Rolle  eines  Angrei-



fers,  denn  Russland  hatte  Deutschland  nicht
angegriffen,  und  es  gibt  keinerlei  Bündnis-
verpflichtungen  Deutschlands  gegenüber  der
Ukraine, weder über die NATO noch die EU.

Obendrein  ignoriert  die  deutsche  Regie-
rung  die  historische  Alleinstellung  Deutsch-
lands  im  Verhältnis  zu  Russland,  verursacht
durch den Überfall der deutschen Wehrmacht
auf die Sowjetunion 1941 bis 1945.

Vorstellbare russische Forderung aufgrund des
deutschen  Fehlverhaltens:  Die  deutsche
Regierung
(a)  unterbindet  die  weitere  Lieferung  von
Waffen  an  die  Ukraine  und  die  Ausbildung
ukrainischer Soldaten auf deutschem Boden, 
(b)  untersagt  die  Nutzung  deutschen  Territo-
riums  und  Luftraums  für  den Transport  von
Waffen in die Ukraine,
(c)  zieht  sich  aus  dem  Betrieb  von  AWACS-
Überwachungsflugzeugen zurück, weil diese in
Operationsreichweite  zur  Ukraine  eingesetzt
werden.

Fazit

Eine vertrauliche Vorwarnung durch Genscher an
Gorbatschow oder  dessen  gesundes  Misstrauen
gegenüber  seinen  geschäftsfreundlichen  Ver-
handlungspartnern (Kapitel 1.) dürfte 1990 zum
Abzug  aller  Besatzungsmächte  von  deutschem
Boden geführt haben, letztlich zu einem neutra-
len Status Deutschlands, wie Österreich ab 1955.

Die öffentliche Diskussion über Kohls Plan
1990, die DDR unterwürfig der BRD „beitreten“
zu lassen (Kapitel 2.), dürfte in der DDR Empö-
rung  und  Widerstand  hervorgerufen  haben,  so
dass zumindest für eine Übergangszeit die Kon-
föderation  der  beiden  einzeln  souverän  gewor-
denen Staaten in den Mittelpunkt gerückt wäre. 

Aber  selbst  als  1990  Kohls  Plan  offenbar
Realität wurde: Mit weniger Vertrauensseligkeit
bei Gorbatschow und der DDR hätte der Zwei-
plus-Vier-Vertrag (Kapitel 3.) das Ende der frem-
den  Truppen  und  Militärbündnisse  auf  deut-
schem  Boden  erbracht  –  etwa  in  Form  eines
Staatsvertrags nach dem Muster Österreichs.

Aber als die Geschichte bis 1997 so gelaufen
war wie erfolgt, hätte das obligatorische deutsche
Veto zur NATO-Osterweiterung (Kapitel  4.)  im
NATO-Rat diese fatale Fehlentwicklung  ebenso
verhindert  wie  daraufhin  den  Jugoslawienkrieg
1999 und den 20 Jahre dauernden „Krieg gegen
der Terror“ (Afghanistan, Irak, Libyen), denn die
Nutzung Westdeutschlands als US-Brückenkopf
– vor  allem die  Drehscheibe  Ramstein  –  wäre
nicht möglich gewesen, damit keiner der Kriege.

Schließlich  hätte  Deutschland  ab  2015  auf
dem Minsk-II-Abkommen (Kapitel 5.) bestehen
und jegliche weitere Unterstützung für die ver-
tragsbrüchige  Ukraine  stoppen  müssen,  ein-
schließlich  der  Nutzung  deutschen  Bodens  für
dortige Aufrüstung mit westlichen Waffen. 

Ab  2021  wieder  US-Mittelstreckenraketen
nach Europa (Kapitel 6.), für den Enthauptungs-
schlag  gegen den Nachbarn  Russland  –  solche
Waffen und Zubehör niemals in Deutschland!

Auf die Krim-Kriegserklärung aus Kiew im
März  2021 (Kapitel  7.)  hin  hätte  die  deutsche
Ukraine-Unterstützung  enden  müssen,  wegen
Gefährdung Deutschlands,  das mit Russland zu
der Zeit keinen Gewaltkonflikt hatte. Damit wäre
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auch die weitere westliche Aufrüstung der Ukrai-
ne massiv erschwert worden, denn der Material-
transport  dorthin  durch  und  über  Deutschland
bliebe  gesperrt.  Mit  dem  Bestehen  auf  Zwei-
plus-Vier-Vertrag und Minsk-II-Abkommen wäre
Deutschland für den Konflikt zwischen Russland
und der Ukraine ein souveräner und glaubhafter
Vermittlungspartner gewesen – und der russische
Angriff 2022 wäre wahrscheinlich unterblieben.

Aber  selbst  nach  diesem Angriff  hätte  das
deutsche  Festhalten  an  Zwei-plus-Vier  (Kapitel
8.)  den westlichen Waffenstrom in  die  Ukraine
gedrosselt und damit die Verwüstung gemildert. 

Von deutscher Seite Russland an der Aufklä-
rung der Nord-Stream-Sprengung 2022 (Kapitel
9.)  zu  beteiligen,  hätte  an  die  Nachbarn  das
Signal gesendet: Die verengte westliche Hexen-
jagd „am Ukrainekrieg ist  eine böse Person in
Moskau schuld“ macht Deutschland nicht mit.

Schließlich  hätte  sich  Deutschland  ange-
sichts  seiner  Geschichte  nicht  als  Kriegspartei
(Kapitel 10.) in das westliche Rüstungsgeschäft
Ukrainekrieg hineinziehen lassen dürfen, wegen
massiver eigener Gefährdung.

Teil 2: Welche Perspektive?

11. Deutsche Kursumkehr

Die deutschen Rechtsbrüche und Verstöße gegen
eigene  nationale  Interessen,  die  in  Teil  1
beschrieben  wurden  und  in  einer  Ereigniskette
zum  Ukrainekrieg  geführt  haben,  lassen  sich
großenteils nicht zurücknehmen. Der Krieg läuft.

Dennoch hat Deutschland auch heute noch
die Möglichkeit,  eigenständig  durch einseitige
souveräne  Verhaltensänderung  den  Ukraine-
krieg  und  das  dortige  Sterben  kurzfristig  zu
beenden, nämlich durch drei Maßnahmen: 

(a) Einhaltung des Zwei-plus-Vier-Vertrags,
(b) Ende der deutschen Ukraine-Militär-  

hilfe,
(c) Sperre des deutschen Hoheitsgebiets für

   Nachschubtransporte in die Ukraine.

Deutschland  ist  die  Hauptbasis  der  US-Militär-
präsenz in Europa, unverzichtbar als Umschlag-
zentrum für die Waffenlieferungen aus den USA.
Hier  sind  an  erster  Stelle  der  Nordseehafen
Bremerhaven  und  der  Flugplatz  Ramstein  zu
nennen.  Ohne  freie  Verfügung  über  diese
Drehscheiben  in  Deutschland  können die  USA
die Ukraine nicht im bisherigen großen Umfang
mit Waffen versorgen. 

So hat in Europa außer den beiden Kriegs-
parteien  nur  Deutschland die  Möglichkeit,  den
Ukrainekrieg aus eigener Kraft zu beenden. Zu-
gleich ist  aber kein anderes Land so gefährdet,
durch das Übergreifen des Krieges ebenfalls ver-
wüstet  zu  werden,  denn  einzig  Deutschland  ist
geografisch  als  Brückenkopf  des  Russland-
Gegners  USA geeignet  und bietet  sich  in  dem
Stellvertreterkrieg sogar selbst für diese Rolle an.

Sollte sich Russland von den USA existen-
tiell  an  die  Wand  gedrängt  sehen,  das  erklärte
Ziel  der  US-Führung,  wie  Präsident  Biden  im
Februar 2023 in Warschau erneut bestätigte [10],
–  was  bleibt  dann  der  Moskauer  Führung
Anderes übrig als zu versuchen, die US-Truppen

aus Europa zu vertreiben, das heißt vor allem aus
Westdeutschland?  Selbst  wenn  das  russische
Militär dabei versuchen sollte, sich auf US-Ziele
und  auf  von  den  USA  mitgenutzte  deutsche
Infrastruktur  zu  beschränken  –  wie  sähe
Deutschland nach einem solchen Szenario aus?  

Warum wohl  erlauben die NATO-Nachbarn
Frankreich,  Dänemark  und  Tschechien  keine
fremden Truppenstationierungen? Solche Statio-
nierungen haben nichts zu tun mit einer NATO-
Mitgliedschaft. 

Ist es Grund zu Freude oder Sorge, dass mit
dem  Luftwaffenmanöver  „Air  Defender  2023“
im  Juni  2023  „die  größte  Verlegeübung  seit
Bestehen  der  NATO“  stattfinden  soll,  in
Deutschland?  Die  Hälfte  der  210  Flugzeuge
kommt aus den USA. Haupt-Übungsraum ist der
Luftraum der Ex-DDR [79]. 

Wird  die  Welt  friedlich,  wenn in  Russland
eine zu ihrem Land loyale Nachfolge der Regie-
rung Putin in Moskau im Amt ist? Wird sie sich
gegenüber  USA,  NATO  und  Deutschland
weicher verhalten – oder härter? 

12. Probekrieg USA/Russland-China

Im Zuge hochrangiger diplomatischer Treffen ist
inzwischen  zunehmende  Kooperation  zwischen
Russland  und  China  deutlich  geworden.  Beide
Regierungen sehen als die Hauptbedrohung ihrer
Sicherheit das Militär der USA. 

Hundertmal Nazi-Holocaust. Beide Länder
haben noch aus Sowjetzeiten  traumatische Vor-
erfahrungen mit dem amerikanischen Militär, die
historisch  belegt  sind,  darunter  diese  kaum
bekannte: 

Als 1961 John F. Kennedy neu ins Präsiden-
tenamt  kam,  wollte  er  von  seinen  Generälen
wissen, wieviele Todesopfer die Ausführung der
amerikanischen    Atomkriegsplanung    namens
SIOP in  Europa  und  Asien  fordern  würde  –
China  zählte  damals  noch  zum  sowjetschen
Machtbereich. Die Antwort: Innerhalb des ersten
halben Jahres nach dem Angriff 600 Millionen.
Der Nazi-Holocaust mal hundert [75]! 

Warum dies?  Die  heute  älteren  Einwohner
Russlands  wuchsen  nicht  nur  unter  kommuni-
stischer Diktatur auf, sondern dazu unter dieser
amerikanischen  Bedrohung.  Was  hatte  das
sowjetische  Volk  dem  amerikanischen  Volk
angetan? Die USA als stärkstes Land der Welt in
seiner sicheren, konventionell nicht angreifbaren
Insellage – warum dieses Übermaß an Rüstung
und Drohung gegen ein weit ärmeres Land? Für
die  Menschen  in der  sowjetischen Mangelwirt-
schaft  war  kaum vorstellbar,  dass  es  dabei  gar
nicht  um  Landesverteidigung  der  USA  ging,
nicht  um Furcht  oder  Hass,  um nichts  Persön-
liches, sondern nur um Geldflüsse für  Industrie-
aufträge und Karrieren in Militär und Politik.

Wie wäre heute die deutsche Mehrheitssicht
auf die USA, wenn die Deutschen bewusst sol-
che amerikanischen Bedrohungen erlebt hätten? 

Probekrieg. Ein  Abnutzungskrieg  in  Stel-
lungsschlachten  mit  Artillerie  und  Panzern  wie
derzeit  in  der  Ukraine  dürften  weder  Russland
noch  China  als  Zukunftsmodell  sehen.  Als
Militärziele kommen zunehmend nicht die Trup-
pen und Waffen  des  Gegners  in  Betracht,  son-
dern  dessen  Kommando-  und  Nachrichtenzen-
tren, denn ohne sie sind die Truppen und Waffen
gelähmt und nicht koordiniert handlungsfähig. 



Die  Hauptmittel  für  diese  neue  Kriegsführung
sind  Präzisions-Fernwaffen  in  Verbindung  mit
Echtzeit-Zielaufklärung.  Russland  und  China
haben  wenig  Praxiserfahrungen  mit  dem  tech-
nisch  fortgeschrittenen  Stand  der  westlichen,
insbesondere   amerikanischen  Präzisions-Fern-
waffen.  Hier  dürfte  der  Ukrainekrieg  durch
Kampfgeschehen und erbeutete Technik erkannte
Lücken geschlossen haben. Ist  dieser Krieg also
eine  Art  Probekrieg  zwischen  einerseits  den
USA, andererseits Russland und China?

Russland hat in Europa gegenüber dem US-
Militär und der NATO vor allem die Landfront.
Hinzu  kommt  eine  Seefront  in  Mittelmeer,
Atlantik  und  Polarmeer.  In  Asien  hat  Russland
gegenüber den USA keine Landfront, aber eine
lange Seefront zum Polarmeer und zum Pazifik.

China hat gegenüber den USA nur eine lange
Seefront zum Pazifik und zum Indischen Ozean.
Sollten  allerdings  die  USA  in  Moskau  einen
Regimewechsel  unter ihrer Kontrolle bewirken,
erhielte China in Ostasien, aus Sibirien, zusätz-
lich eine Landfront gegen die USA. Dies dürfte
China verhindern wollen.

13. Konventionell statt atomar

Die  Sensibilität  der  Weltöffentlichkeit  gegen-
über  Kriegsverbrechen  ist  gewachsen,  auch
gefördert  durch  die  minutenschnelle  weltweite
Nachrichtenverbreitung.  Jeglicher  Atomwaffen-
einsatz wäre unstrittig ein Kriegsverbrechen. Es
würde  durch  den  internationalen  Aufschrei  der
Abscheu den eigenen Außenhandel weit stärker
schädigen,  als  irgendein  dadurch  erzielbarer
militärischer Vorteil es wert sein kann. 

Im  Ukrainekrieg  Atomwaffen? Es  ginge
hier  nicht  um  „strategische“  Atomwaffen,  mit
denen  Atomwaffenstaaten  einander  bedrohen,
sondern  um  „taktische“  Atomwaffen  wie  die
„kleinen“  Bomben  auf  die  japanischen  Städte
Hiroshima und Nagasaki 1945. 

Im Kriegsgebiet  Ukraine wäre  dies  jeweils
„nur“ ein etwa 5 km großer Brandfleck, am Ort
sinnlose  Überzerstörung,  doch  bei  der  ukraini-
schen Frontlänge über 1.200 km nur ein Nadel-
stich, untauglich, das Kriegsglück für den Täter-
staat  grundlegend zu  verbessern.  Aber  er  wäre
fortan  international  gemiedener  Paria,  täglich
angeklagt  durch  unvermeidliche  Langzeitopfer
der unheilbaren Strahlenkrankheit. 

Strategische Atomwaffen. Für Atomwaffen-
staaten  gegeneinander  reicht  als  gesicherte
„Zweitschlagsfähigkeit“  prinzipiell  eine  kleine
Anzahl  von  Atomraketen  in  geschützten  Ver-
stecken.  Allein  die  USA und  Russland  gehen
aber weit über solche „minimale“ Abschreckung
hinaus. Sie modernisieren ihre übergroßen Atom-
waffenarsenale, mit je rund 6.000 Sprengköpfen,
über  20-fach  mehr  als  China  auf  Platz  drei.
Sollten  diese  riesigen  Arsenale  jemals  zünden,
würden Wolken aus radioaktivem Ruß und Staub
weltweit  die  Sonne verdunkeln,  ein  „nuklearer
Winter“, das Ende der Zivilisation. So gefährden
die USA und Russland die gesamte Menschheit.

Bei  diesem  atomaren  Wettrüsten  USA-
Russland macht China also nicht mit. Es verfolgt
seine  Sicherheitsziele  eher  wirtschaftlich  als
militärisch.  Die Führung in  Peking  hält  Atom-
waffen  nicht  für  kriegsentscheidend  und  sieht
ihre  „minimale“  atomare  Abschreckungsstärke
und deren technische Pflege als ausreichend. 
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Erstes  Ziel  muss  sein,  die  Arsenale  Russlands
und der USA auf dieses 1/20-Niveau zu senken.

Konventionelle  Präzisionswaffen. Im
Ukrainekrieg bilden Atomwaffen eine propagan-
distische  Drohkulisse,  aber  militärisch  haben
konventionelle  Präzisionswaffen  die  Hauptrolle
übernommen,  in  Verbindung  mit  Echtzeit-Ziel-
aufklärung. Information statt Feuerwalzen. Jeder
Schuss ein Volltreffer, egal, welche Schussweite. 

Den geringeren Munitionsbedarf durch diese
Technik gleicht die  Rüstungsindustrie  geschäft-
lich  aus:  Eine  moderne  zielgelenkte  Granate
kostet soviel wie einige Dutzend Granaten alter
Technik.  Eine  Präzisions-Mittelstreckenrakete
kostet soviel wie ein Kampfflugzeug. 

Aber  solche  Mittelstreckenraketen sind
sowohl  für  den  Landkrieg  als  auch  für  die
Abwehr  von  Seeangriffen  geeignet,  besser  als
Kampfflugzeuge. Deshalb dürften sowohl Russ-
land als auch China als Lehre aus dem Ukraine-
krieg in den kommenden Jahren ihre Bestände an
Präzisions-Mittelstreckenraketen aufstocken und
zusätzliche  Satelliten  für  die  Echtzeit-Ziel-
aufklärung in die Umlaufbahn bringen.

14. Deutschland im Fadenkreuz

Die Hauptbedrohung sieht die russische Führung
heute  in  einem  Landkrieg  gegen  die  USA in
Europa.  Die US-Truppen in Europa haben aber
einen  Schwachpunkt,  nämlich  ihre  Zentralisie-
rung in  Deutschland.  Die US-Militärpräsenz  in
Europa beruht im Kern auf weniger als hundert
militärischen  US-Einrichtungen,  die  meisten
davon in Westdeutschland. Würden diese Ziele in
einem  überraschenden  minutenschnellen  russi-
schen  Präventivangriff  zerstört,  wäre  die  euro-
päische Macht der USA gelähmt, so dass sie sich
aus Europa zurückziehen muss. 

Deutschland  kann  aber  solches  Unheil
gewaltfrei  im eigenen nationalen  Interesse ver-
meiden, durch ein Tauschgeschäft mit Russland: 

„Wir  erlauben  keine  fremde  Truppenstatio-
nierung  mehr,  wie  es  die  NATO-Nachbarn
Frankreich, Dänemark und Tschechien kluger-
weise seit langem tun, ihr nehmt uns dafür aus
eurer Zielliste, und wir kehren gemeinsam zum
friedlichen  nachbarlichen  Umgang  und
Handel zurück.“

Eine  solche  Vorstellung  ist  naturgemäß  bei
wirtschaftskonkurrierenden Staaten unbeliebt.

15. Mit Schutzzonen ausgeklinkt

Die  bedingungslose Ablehnung  jeglicher Explo-
sionen  von  Kriegswaffen  im  eigenen  Lebens-
umfeld dürfte in der deutschen Bevölkerung weit
über  90  Prozent  liegen.  Kein  anderes  europäi-
sches  Land  erlitt  im  Zweiten  Weltkrieg  so
immense  Ruinenlandschaften  wie  Deutschland.
Gibt  es  irgendein  politisches  Ziel,  das  den
Verlust  von  Eigentum,  Gesundheit,  Leben  und
Familie wert wäre, letztlich nur für das Geschäft
von  Rüstungsindustrien  und  für  die  längere
Dauer der Macht gerade herrschender Eliten? 

Noch niemals war Deutschland so verletzlich
wie  heute,  mit  der  hohen  Siedlungsdichte,  der
extrem verwundbaren Infrastruktur, den industri-
ellen Gefahrenquellen im Land, darunter Atom-
kraftwerken und Großchemie. Kein Schutz mehr

für die Bevölkerung. Raketentreffer auf ein paar
Dutzend  Schaltstellen  können  die  Städte  unbe-
wohnbar  machen.  Für  die  Bürger(innen)  ist
„Krieg als Mittel der Politik“ historisch ein für
alle Male vorbei. Aus rein technischen Gründen
ist eine erfolgversprechende militärische Vertei-
digung Deutschlands nicht mehr möglich. 

Allein  die  Abhängigkeit  von  Elektrizität:
Ohne  Strom  kein  Licht,  kein  Wasser,  kein
Elektroherd,  kein  Kühlschrank,  keine  Heizung,
kein Radio/Fernsehen, kein Telefon/Handy, kein
Computer,  kein  Supermarkt,  keine  Tankstelle,
keine Bahn ... nichts mehr geht. 

Gar  nicht  zu  reden  von  militärischen  An-
griffen:  Flussbrücken  gesprengt,  Chemiewerke
bombardiert,  Grundwasser  dauerhaft  vergiftet
durch Heizöl aus geborstenen Wohnhaustanks. 

Abwehr  gegen  Flugzeuge  und  Raketen?
Sollte  sie  funktionieren,  schützt  sie  Militärstel-
lungen, aber auf Kosten des umgebenden Zivil-
gebiets, denn das wird Ziel für abgelenkte Bom-
bentreffer,  Abstürze  munitionsbeladener  Flug-
zeuge und einen Hagel schwerer Trümmerteile. 

Mit  Waffeneinsätzen  verursacht  Militär  –
egal,  ob eigenes oder fremdes – schwerste zivile
Schäden.  Zugleich  ist  Militär  Angriffsziel,  also
nur noch Gefährdung der Bevölkerung in seiner
Umgebung. 

Was  nützen  den  Menschen  neue  Sirenen,
wenn es keine Schutzräume gibt, in die sie sich
flüchten  können? Was  nützt  ihnen ein militäri-
scher  Sieg,  der  Deutschland  als  entvölkertes
Trümmerfeld hinterlässt? 

Deutschland ist also heute ebenso wenig mit
Waffen zu verteidigen wie ein Krankenhaus oder
eine Schule.  Es darf  also  niemals  mehr militä-
risch  verteidigt  werden,  schon  gar  nicht  als
Schlachtfeld  und  Sprengplatz  für  Fremde,
sondern  nur  noch  zivil,  gewaltfrei,  durch
Diplomatie,  Völkerrecht  und  im  Extremfall
durch  passiven  Widerstand  der  Bevölkerung
gegen eine Besetzung, die mit Bildung bewusst
und überlegt erduldet und damit beendet wird.

Dies  hat  nichts  zu  tun  mit  „Pazifismus“.
Vorbilder  sind  die  Tschechoslowakei  1938 und
Dänemark 1940, beide damals in Reaktion  auf
den   Einmarsch   der   Nazi-Wehrmacht,  ohne
Illusionen über deren schwerkriminelle Führung,
formell  als  kampflose  Kapitulation,  aber  in
wohlüberlegtem  Widerstand  mit  anderen  und
letztlich überlegenen Mitteln. 

Zivile  Bundeswehr. Militär  zieht  Angriffe
auf  sich.  Sollen  etwa  deutsche  und  fremde
Panzer,  Kanonen  und  Flugzeuge  in  deutschen
Wohngebieten  feuern  und  bomben?  Wozu  also
weiterhin  eine  militärische  Rolle  der  Bundes-
wehr,  abgesehen  von  einer  kleinen  Blauhelm-
truppe für Einsätze von UN oder OSZE? Was hat
deutsches Militär sonst im Ausland verloren?

 Warten nicht auf die Bundeswehr drängende
zivile  Aufgaben,  im  Katastrophenschutz  und
dazu als Cyberwehr,  um die öffentliche Daten-
sicherheit im Land herzustellen und zu erhalten? 

Schutzschild Völkerrecht. Der  umfassende
Schutz der  Zivilbevölkerung in Deutschland ist
heute real möglich, aus eigener Kraft und Souve-
ränität, nämlich durch das moderne Völkerrecht,
als gewaltfreier Selbstschutz, darunter:

(a)  die  Erklärung  der  deutschen  Siedlungs-
gebiete  zu  „entmilitarisierten  Rotkreuz-
Schutzzonen“ [76], 



(b)  Nichtangriffsverträge  mit  allen  NATO-Ver-
bündeten,  also  keine  Kriegswaffeneinsätze
verbündeter Truppen auf deutschem Boden –
„Freunde bombardieren einander nicht“,

(c) der deutsche    Beitritt    zum    UN-Atomwaf-
fenverbotsvertrag von 2021. 68 der 193 Staa-
ten in der UN haben ihn ratifiziert, darunter
in Europa Österreich und Irland [77].
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